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Die Evangelische Kirche im Rheinland (EKiR) setzt sich 
gemeinsam mit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) für einen wirksamen Schutz vor sexualisierter 
Gewalt ein und wirkt auf Aufklärung und Hilfe zur Un-
terstützung Betroffener hin.
Die Landessynode der EKiR hat - unabhängig von  
weitergehenden staatlichen Regelungen - am 
15.01.2020 das Kirchengesetz zum Schutz vor  
sexualisierter Gewalt beschlossen. 

Die Veröffentlichung der EKD-weiten Aufarbeitungs-
studie ForuM im Januar 2024 zeigt, dass auch in den 
Institutionen der evangelischen Kirche und Diakonie in 
tausenden Fällen, zumeist Männer (99% der Beschul-
digten sind Männer), unerkannt und unentdeckt miss- 
brauchen, drohen und ihre Taten vertuschen konnten.
Das darf sich nicht wiederholen. Täter und auch Täte-
rinnen sollen wissen, dass sie heute nicht mehr unent-
deckt bleiben. Dafür soll auf allen Ebenen die Aufmerk-
samkeit geschärft werden. 

Wir stehen in der besonderen Verantwortung, aktiv da-
für zu sorgen, alle Menschen, die Angebote von Kirche 
und Diakonie nutzen, insbesondere Kinder, Jugendliche, 
hilfe- und unterstützungsbedürftige Menschen sowie 
Menschen in Abhängigkeitsverhältnissen, vor sexuali-
sierter Gewalt zu schützen.
Gleiches gilt für alle haupt- und ehrenamtlich Mitarbei-
tenden.
Unser christliches Menschenbild fordert uns dazu auf, 
aktiv dafür zu sorgen, alle Menschen in ihrer Ganzheit-
lichkeit zu achten und zu schützen. Als einen wichtigen 

Baustein zur Prävention zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt der uns anvertrauten Menschen wurde im Jahr 
2021 von einer multiprofessionellen Arbeitsgruppe  
das gemeinsame Schutzkonzept des Kirchenkreises 
Jülich vor dem Hintergrund der Ergebnisse einer ersten  
Potenzial- und Risikoanalyse aus den zugehörigen Ein-
richtungen, Gemeinden und Dienststellen entwickelt 
und im ersten Halbjahr 2024 überarbeitet. Damit haben 
viele im Kirchenkreis Tätige zur Erstellung des Konzeptes 
beigetragen. Für die Unterstützung und das Engage-
ment danke ich allen Beteiligten sehr herzlich.

Damit es tatsächlich an den unterschiedlichen Orten 
keinen Raum für Missbrauch gibt, müssen wir alles da-
ransetzen, eine Kultur der Achtsamkeit zu schaffen. Ein 
unverzichtbares Element, um eine solche Kultur wirk-
sam zu etablieren, sind gelebte Schutzkonzepte an allen 
kirchlichen Orten.

Ein Schutzkonzept wird sein Ziel am besten erreichen, 
wenn es im gemeindlichen und kreiskirchlichen Alltag 
eine Bedeutung bekommt, ein selbstverständlicher Teil 
des Mitbedenkens wird, also die Möglichkeit mitgedacht 
wird, dass es auch im eigenen Kontext zur Ausnutzung 
von Abhängigkeitsverhältnissen bis hin zu sexualisierter 
Gewalt kommen kann.

Das vorliegende aktualisierte Schutzkonzept kann von 
den Gemeinden und Einrichtungen unter Berücksichti-
gung der eigenen Potenzial- und Risikoanalyse weitge-
hend übernommen werden.

Das Schutzkonzept zur Prävention von Grenzverletzungen, Übergriffen 
und sexualisierter Gewalt in unserem Kirchenkreis möchte allen Mitar-
beitenden im Kirchenkreis, in den Kirchengemeinden, dem Diakonischen 
Werk, den Referaten und Dienststellen sowie den angeschlossenen Ver-
einen ein wichtiges Instrument zum Schutz vor allen Formen von sexu-
alisierter Gewalt und zum Umgang mit dem Thema an die Hand geben.
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Unser Schutzkonzept steht unter dem Leitsatz:
Wahrnehmen - Handeln - Schützen.

Die ersten Kapitel des Schutzkonzeptes bilden die 
Grundlage zur Beantwortung der zentralen Fragen, 
wofür und für wen dieses Konzept gedacht ist. Nach 
einer skizzierten Darstellung verschiedener Formen von 
sexualisierter Gewalt beleuchten wir die Besonderheit 
der Beziehungen in Kirche und Diakonie.

Ein zentrales Kapitel beinhaltet das Thema Prävention.
Alle haupt- und ehrenamtlich in Kirche und Diakonie 
Mitarbeitenden, Beschäftige im Rahmen eines Freiwil-
ligendienstes, Praktikant*innen sowie Honorarkräfte 
werden auf Grundlage der EKD-Präventions-Initiative 
„hinschauen - helfen - handeln“ von speziell ausgebil-
deten Multiplikator*innen geschult. 
Darüber hinaus müssen von allen hauptamtlichen und 
dem überwiegenden Teil der ehrenamtlichen Mitarbei-
tenden erweiterte Führungszeugnisse vorgelegt wer-
den. 
Eine von allen Mitarbeitenden zu unterzeichnende 
Selbstverpflichtungserklärung dient als Orientierung. 
Ziel der Präventionsbausteine ist es, Mitarbeitende für 
den Schutz vor sexualisierter Gewalt zu sensibilisieren 
sowie die Möglichkeit zu eröffnen, sprach- und hand-
lungsfähig zu sein.

Sollte es doch in einer unserer Einrichtungen zu Auffäl-
ligkeiten und schwierigen Situationen kommen, stehen 
die vom Kreissynodalvorstand berufenen Vertrauens-
personen zur Verfügung. Sie informieren über Verfah-
renswege, Hilfemöglichkeiten, stellen Kontaktdaten zur 
Verfügung und unterstützen bei Bedarf. Mithilfe des 
erarbeiteten Interventionsplans führt jede Beobachtung 
auffälligen Verhaltens und jede Mitteilung an die Ver-
trauensperson Ihrer Wahl zu einer Einschätzung durch 
das Interventionsteam und ggf. zu einer Maßnahmen-
planung.

Vizepräses Christoph Pistorius hat das Anliegen 2019 für 
die Kirchenleitung so formuliert: „Täter dürfen auf kei-
nen Fall durch ihr Amt in der Kirche vor Strafe und Kon-
sequenzen geschützt werden. Täter dürfen nicht durch 
die persönliche Bekanntschaft mit Verantwortlichen ge-
schützt werden. Opfer nehmen wir ernst. Betroffenen 
hören wir zu. Gegen das Wegschauen gehen wir vor. 
Verharmlosung und Unwissen müssen wir vorbeugen.“

Ein gelebtes Schutzkonzept ist als ein Qualitätsmerkmal 
für unsere kirchliche Arbeit zu sehen. Menschen vertrau-
en sich, ihre Kinder und andere Angehörige unseren An-
geboten an. Dieses Vertrauen darf nicht missachtet oder 
verletzt werden. Menschen wollen und sollen spüren, 
dass sie in unseren Einrichtungen das Vertrauen und die 
Sicherheit haben können, unter Gottes Schutz zu ste-
hen. Das ist uns aber nicht einfach so gegeben, sondern 
bedarf unserer Aufmerksamkeit und Achtsamkeit. Die-
sem Auftrag haben wir uns verpflichtet.

Jülich, im Juni 2024

Ihr Pfarrer Jens Sannig
Superintendent
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Ziele – Warum ein Schutzkonzept? 

Das vorliegende Konzept hat zum Ziel, alle Mitarbeiten-
den in den Kirchengemeinden und Einrichtungen des Kir-
chenkreises Jülich so zu stärken, dass sie befähigt sind, 
Gefährdungen frühzeitig zu erkennen, präventive Maß-
nahmen zu installieren und in konkreten Fällen hand-
lungsfähig zu sein. Ebenso wird eine klare Haltung zum 
Thema Grenzverletzungen und sexualisierter Gewalt 
aufgezeigt, damit auch alle Teilnehmenden der Ange-
bote eine sichere und geschützte Atmosphäre vorfinden.

„Schutzkonzepte sind ein Zusammenspiel aus institutio-
nellen und pädagogischen Maßnahmen sowie einer Kul-
tur des Respekts und Wertschätzung (…). Sie umfassen 
Handlungspläne sowie konzeptionelle Elemente und ba-
sieren auf einem partizipativen und prozessorientierten 
Grundverständnis von Prävention und Intervention. 
Schutzkonzepte gehen damit über einzelne und isolierte 
Präventionsmaßnahmen hinaus und nehmen die Einrich-
tung sowohl als Schutzraum (kein Tatort werden) als auch 
Kompetenzort, an dem Menschen Hilfe erhalten, die von 
einer Verletzung gegen ihre sexuelle Selbstbestimmung 
betroffen sind, wahr.“ 1

Haltung und Kultur der Acht-
samkeit – Was soll Beachtung 
finden? 
 
Die Auseinandersetzung mit dem Thema Schutz vor 
Grenzverletzungen und sexualisierter Gewalt setzt ei-
nen achtsamen Umgang miteinander sowie eine reflek-
tierte Haltung der Einzelnen voraus. 

Haltung steht für eine überdachte eigene Denkweise, 
beeinflusst das Handeln jedes Einzelnen und resultiert 
in einem erlebbaren Verhalten für das Umfeld. Die Hal-
tung, die diesem Schutzkonzept zu Grunde liegt, bein-
haltet die Toleranz und Offenheit, jeden Menschen in 
seiner Individualität wahrzunehmen, zu respektieren 
und entsprechend zu würdigen. Dies bedeutet, seinem 
Gegenüber mit Empathie, Respekt und Wertschätzung 
zu begegnen. 

„Eine Haltung entwickeln bedeutet, anderen Halt zu 
geben.“ (H. Glaßl)

1 Auszug aus der Vereinbarung der Evangelischen Kirche in Deutschland und dem Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs, 2016)
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Das besondere Augenmerk richtet dieses Konzept auf 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die gesamtgesell-
schaftlich eines besonderen Schutzes bedürfen. Wenn 
wir hier von Schutzbefohlenen sprechen, dann verste-
hen wir darunter sowohl Menschen, die uns anvertraut 
werden, als auch Menschen, die sich selbst uns anver-
trauen. 

Im rein juristischen Sinne werden Schutzbefohlene als 
Personen bezeichnet, die aufgrund ihres Alters oder ih-

Schutzbefohlene: Wem gilt unser 
Blick?

Bedürfnis nach Selbstverwirklichung

Bedürfnis nach seelischer und körperlicher
Wertschätzung

Bedürfnis nach Verständnis und
sozialer Bildung

Bedürfnis nach Schutz 
und Sicherheit

Physiologische Bedürfnisse

Menschen
 haben ein 
Bedürfnis,

 ihre Persönlichkeit 
entsprechend ihrer 

Fähigkeiten und Talente 
zu entwickeln.

Menschen haben das 
Bedürfnis, sich in der sozialen
Gemeinschaft zu verorten und 

Anerkennung und Bestätigung zu erfahren.

Menschen haben ein Bedürfnis nach  Mitgliedschaft in einer 
sozialen Gemeinschaft, nach verlässlichen Ansprechpartner*innen 

und nach emotionaler Nähe und Verbundenheit.

Menschen haben ein Bedürfnis nach Schutz vor Gefahren,
Krankheiten, körperlicher, seelischer und emotionaler Gewalt.

Menschen haben das Bedürfnis nach Wohnort, Kleidung, ausreichender Ernährung und Gesundheitsfürsorge.

Bedürfnispyramide nach Maslow 1943 Theory of human Motivation in Psychological Revue 1943, Vol. 50

Rechtliche Grundlagen

Das vorliegende Schutzkonzept basiert im Wesentlichen
auf dem Kirchengesetz zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt der Evangelischen Kirche im Rheinland (KGSsG) 
vom 15. Januar 2020 in der jeweils aktuellen Fassung.
Dieses steht in Verbindung zu weiteren Gesetzesgrund-
lagen.

rer körperlichen Verfassung besonders schützenswert 
bzw. unter 18 Jahre alt sind. In unserem Schutzkonzept 
gehen wir über diese Definition hinaus.

Zusätzlich nehmen wir vor allem hilfe- und unterstüt-
zungsbedürftige Menschen sowie Menschen in Abhän-
gigkeitsverhältnissen, wie zum Beispiel Minderjährige, 
Menschen mit Behinderung, Pflegebedürftigkeit und 
Menschen in Seelsorge und Beratung in den Blick.

Konkret gehören dazu Personen, die beispielsweise als 
Besucher*innen von Gottesdiensten, Teilnehmer*innen 
in Jugendgruppen, Chören und Bildungsangeboten oder 
als Ratsuchende der Beratungsstellen die Angebote in 
unserem Kirchenkreis nutzen.

In unseren verschiedenen Tätigkeitsfeldern begegnen 
uns somit Menschen mit unterschiedlichen Anliegen 
und Bedürfnissen.
Die nachfolgende Grafik nach Maslow veranschaulicht, 
welche grundlegenden Bedürfnisse für den einzelnen 
Menschen hierbei von Bedeutung sein können bzw. in 
den Blick zu nehmen sind.
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Grenzverletzungen, Übergriffe und Gewalt haben viele 
Gesichter.

Sie stellen prinzipiell eine Beeinträchtigung, Gefährdung 
oder Schädigung des körperlichen, geistigen und see-
lischen Wohles eines Menschen dar.

Grundsätzlich sind Grenzverletzungen, Übergriffe und 
strafrechtliche Formen von sexualisierter Gewalt durch 
verschiedene „Abstufungen“ zu unterscheiden. Diese 
richten sich vor allem danach, ob das Verhalten oder die 
Handlung zufällig und unbeabsichtigt oder bewusst und 
vorsätzlich vollzogen wird. Entscheidend ist dabei auch, 
inwieweit die Handlung strafrechtliche Bedeutung hat.

Demnach ist zu differenzieren zwischen
•  Grenzverletzungen
•  sexuellen Übergriffen und 
• �strafrechtlich relevanten Formen von sexualisierter 

Gewalt.

Grenzverletzungen werden meist unbeabsichtigt be-
gangen und geschehen einmalig oder gelegentlich über-
all dort, wo Menschen miteinander in Beziehung stehen, 
z. B. pädagogisch Professionelle gegenüber Kindern oder 
Mitarbeitende untereinander. Häufig entspringen diese 
Grenzverletzungen aus persönlichen oder fachlichen 
Verfehlungen eines Einzelnen. Sie können aber auch 
durch eine Grenzen vernachlässigende Organisations- 
und Arbeitskultur bewirkt werden.

Obwohl Grenzverletzungen von den Handelnden oft 
kaum bemerkt werden, werden sie von denjenigen, die 
davon betroffen sind, spürbar erlebt.

Beispiele für grenzverletzendes Verhalten sind 
•  Missachtung einer adäquaten körperlichen Distanz
•  Missachtung eines respektvollen Umgangsstils
•  Infragestellung der Wahrnehmung anderer
•  �Missachtung der Grenzen zwischen den Generationen 

(z. B. Jugendleiter*in als „Dauerjugendliche*r“ gegen-
über Kindern und Jugendlichen).

Übergriffe dagegen passieren nicht unbeabsichtigt oder 
zufällig. Sie stellen ein bewusstes Fehlverhalten dar und 
sind in der Regel mit Machtmissbrauch und grundlegen-
den persönlichen und fachlichen Defiziten verbunden.

Bei den Betroffenen von übergriffigem Verhalten kön-
nen ähnliche Belastungen auftreten wie bei strafrecht-
lich relevanten Formen von sexualisierter Gewalt.

Kennzeichen für übergriffiges Verhalten oder Handeln 
sind oftmals
•  �Missachtung von gesellschaftlichen Normen, 	

institutionellen Regeln und fachlichen Standards
•  �Missachtung der verbalen oder nonverbalen 	

Abwehrreaktionen der Betroffenen
•  �Missachtung der Kritik von Dritten an dem gezeigten 

grenzverletzenden Verhalten
•  �unzureichende oder fehlende Übernahme der 

persönlichen Verantwortung für grenzverletzendes 
Verhalten

•  �Abwertung von Äußerungen Betroffener oder 
Zeug*innen, die Dritte um Hilfe bitten

In manchen Fällen stellen sexuelle, psychische und phy-
sische Übergriffe eine Vorbereitung auf strafrechtliche 
Formen von sexualisierter Gewalt - insbesondere bei se-
xuellem Missbrauch - dar.

Strafrechtliche Formen von sexualisierter Gewalt
Als Straftaten gelten nicht nur der Missbrauch von Kin-
dern (§176 StGB), sondern ebenso der Missbrauch von 
Jugendlichen (§182 StGB) und Schutzbefohlenen (§174 
StGB). Des Weiteren stehen exhibitionistische Handlun-
gen (§183 StGB), die Förderung sexueller Handlungen 
Minderjähriger (§180 StGB) und das Ausstellen, die Her-
stellung, das Anbieten sowie der Eigenbesitz kinderpor-
nografischer Produkte (§184 StGB) unter Strafe. Im Jahr 
2004 wurde durch den Gesetzgeber auch der sexuelle 
Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt unter Stra-
fe gestellt (z. B. Verabredungen mit Kindern zu sexuellen 
Handlungen per Internet).

Grenzverletzungen, Übergriffe, sexualisierte Gewalt – 
Welche Formen / Unterschiede gibt es?  
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Ziel von übergriffigem Verhalten, Missbrauch und sexu-
alisierter Gewalt ist immer: andere zu verletzen, zu un-
terwerfen oder zu schädigen, um sich selbst vermeint-
lich besser, größer oder mächtiger zu fühlen.

Manche Formen von Grenzverletzungen und sexuali-
sierter Gewalt sind schwierig zu erkennen und können 
von jeder einzelnen Person sehr unterschiedlich wahrge-
nommen werden. Es ist daher wichtig, vor allem für sub-
tile Formen von grenzverletzendem und übergriffigem 
Verhalten (verbale Anzüglichkeiten, Beleidigungen) sen-
sibel zu werden und persönlich wie auch institutionell 
eine Kultur der Achtsamkeit zu entwickeln.

Daher werden beruflich und ehrenamtlich Mitarbeiten-
de sowie Verantwortliche aller Arbeitsbereiche beson-
ders geschult und qualifiziert. Durch die Auseinander-
setzung mit dem Thema innerhalb der Einrichtungen 
und Gemeinden erlangt das Thema eine erhöhte Auf-
merksamkeit, denn gerade Beobachtende und Zuschau-
ende sollten nicht wegsehen, sondern aktiv Stellung be-
ziehen, um nicht unbewusst ein begünstigendes Klima 
für das Geschehen zu schaffen.
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Warum ist der Begriff Beziehung wichtig für dieses 
Schutzkonzept? Beziehungen sind zentral bei all dem, 
was in unseren Begegnungsorten geschieht. Wir treten 
dauernd in Beziehung - auf verschiedenen Ebenen, auf 
analogen und zunehmend auch auf digitalen Wegen.

Gerade die Zuwendung zum Menschen in Form von 
Begegnung, Begleitung und Unterstützung stellt ei-
nen zentralen Bestandteil des kirchlich-diakonischen 
Auftrages dar. Der Umgang miteinander ist hierbei 
geprägt durch die Achtung der Würde des*der Einzel-
nen, durch gegenseitigen Respekt und Offenheit für-
einander. Alle in kirchlich-diakonischen Ämtern und 
Diensten Tätige sind sich der Verantwortung für die 
Gestaltung dieses Miteinanders bewusst. Kirche und 
Diakonie genießen hier als verlässliche, präsente und 
etablierte Institutionen in der Gesellschaft beson-
deres Vertrauen.

Dies gilt im Besonderen für Kinder und Jugendliche so-
wie Menschen, die sich in einer Notlage befinden oder 
in ihrer Lebenssituation eines besonderen Schutzes 
bedürfen und sich vertrauensvoll in Einrichtungen von 
Diakonie und Kirche begeben: Sie vertrauen sich den 
Diensten der Kirche an.

Begegnungen in Kirche und Diakonie finden in unter-
schiedlichen Bereichen statt: im Gottesdienst, in Kin-
der- und Jugendtreffs, in Konfirmandengruppen, in 
Jugendfreizeiten, in Kindertagesstätten, in Beratungs-
diensten, Seniorenfreizeiten, integrativen Gruppen 
usw. Damit leben Kirche und Diakonie menschliche 
Beziehungen.

Kirche und Diakonie stellen für Menschen unabhängig 
der Kultur, der sozialen Herkunft und des Alters Schutz-
orte dar, in denen sie vor jeglicher Form von Gewalt, 
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Grenzverletzungen, sexueller Übergriffigkeit und 
Missbrauch sicher und geschützt sein sollen. Gleich-
zeitig sollen Kirche und Diakonie auch Kompetenzorte 
sein, in denen Menschen Hilfe bei jeglicher Gefähr-
dung oder Verletzung erwarten können.

Zu den wichtigsten Merkmalen gelingender Bezie-
hungen gehören Vertrauen und Sicherheit. Beides ent-
steht unter anderem durch eine angemessene Balance 
von Nähe und Distanz. So können in Beziehungen zu 
anderen einerseits Zusammengehörigkeit, Gemein-
schaft und Geborgenheit entstehen, anderseits aber 
auch Autonomie und Selbstbestimmung bewahrt und 
gefördert werden.

Insbesondere Kinder und Jugendliche brauchen für 
ihre Entwicklung verlässliche Bezugspersonen, die das 
gleichzeitige Erleben sowohl von Verbundenheit als 
auch Eigenständigkeit ermöglichen. Sie sind auf die 
Umsicht, den Schutz und die Fürsorge Erwachsener 
angewiesen und stehen somit in einem physischen, 

moralischen und emotionalen Abhängigkeitsverhält-
nis zu ihnen. Im Umgang mit Kindern und Jugend-
lichen obliegt daher die Aufgabe einer haltgebenden 
Beziehungsgestaltung den sie umsorgenden oder be-
treuenden Erwachsenen. Für die Mitarbeitenden in Di-
akonie und Kirche bedeutet dies, dass ihnen in diesen 
Beziehungen eine besondere Vertrauensstellung mit 
hoher Verantwortung zugewiesen wird.

In der kirchlich-diakonischen Arbeit kommen Men-
schen mit unterschiedlichen Voraussetzungen und 
Intentionen zusammen. Bildlich gesprochen treten sie 
aus unterschiedlichen Türen in den Raum der Kirche 
ein.

Zum einen sind es beruflich Beschäftigte  
(Küster*innen, Pfarrer*innen, Kirchenmusiker*innen, 
Sozialpädagog*innen etc.), zum anderen ehrenamt-
liche Akteure, z. B. in Jugendgruppen, in der Senioren-
arbeit, in der Gemeindebriefgruppe, die sich mit ihrer 
Tätigkeit in Kirche und Diakonie einbringen. 
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Hinzu kommt die Gruppe derer, die als Teilnehmende 
beziehungsweise Ratsuchende oder Besuchende die 
Angebote und Dienste in Anspruch nehmen.

Die Begegnungen und Kontakte zeichnen sich häufig 
dadurch aus, dass eine große Nähe und Verbindung 
zwischen den Gruppen und einzelnen Beteiligten ent-
stehen kann, wie sie in anderen beruflichen Kontexten 
eher weniger zu finden ist, den Raum der Kirche aber 
in besonderer Weise kennzeichnet.

In den vielfältigen Tätigkeitsfeldern, die Kirche und Di-
akonie bereithalten, überschneiden sich dabei oftmals 
auch die Lebensbereiche der Beteiligten: Für die haupt-
amtlich Tätigen ist es Arbeit und Beruf, für die Teilneh-
menden, Besuchenden oder Ratsuchenden beziehen 
sich die Begegnungen und Angebote innerhalb von Kir-
che und Diakonie auf ihr Privatleben beziehungsweise 
auf ihre Freizeit. Hier die Grenzen im Miteinander und 
Füreinander zu erkennen und zu wahren, verlangt von 

den hauptamtlich und ehrenamtlich Tätigen ein hohes 
Maß an Sensibilität, Aufmerksamkeit und Verantwor-
tungsübernahme.

Am Beispiel der digitalen Kommunikationsmöglich-
keiten und der damit verbundenen ständigen Erreich-
barkeit wird deutlich, wie leicht Grenzen verschwim-
men können. 

Um Grenzverletzungen, Übergriffe und sexualisierter 
Gewalt vorzubeugen, sind deshalb, neben einer Hal-
tung des Respekts und Möglichkeiten der kritischen 
Selbstreflexion durch beispielsweise Supervision und 
Dienstbesprechungen, vor allem eine Atmosphäre der 
Offenheit sowie eine größtmögliche Transparenz der 
Rahmenbedingungen, Strukturen und Abläufe not-
wendige Voraussetzungen. 
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Der Kirchenkreis Jülich mit seinen Einrichtungen setzt 
sich wie folgt zusammen:

•  �Kirchenkreis mit Diakonischem Werk, Erwachsenen-
bildung, Jugendreferat, Schulreferat und Bezirks-	
beauftragung

•  19 Kirchengemeinden (KGM) in 5 Regionen
•  3 Stiftungen
•  25 Offene und Mobile Jugendeinrichtungen 
•  10 Kindertageseinrichtungen

Insgesamt gibt es über 70 Gremien (Kreissynode, Vor-
stände, Presbyterien, Ausschüsse usw.) und rund 600 
hauptamtliche Mitarbeitende. Hinzu kommen noch 
Praktikant*innen und eine hohe Zahl an 
Ehrenamtlichen.

Hier ist es wichtig wahrzunehmen, dass sich Berufs-
gruppen im Kirchenkreis hinsichtlich ihrer Funktionen 
und der Größenordnung sehr unterscheiden. Dies gilt 
es bei der Umsetzung des Schutzkonzeptes im Blick zu 
behalten.

Der Kirchenkreis Jülich

Wassenberg

Heinsberg

Gangelt-Selfkant-
Waldfeucht

Übach-Palenberg

Randerath

Geilenkirchen
Linnich

Jülich

Aldenhoven

Inden-Langerwehe

Lövenich

Wegberg

Schwanenberg

Erkelenz

Hückelhoven

Ratheim-Gerderath

Düren

Weisweiler-Dürwiß

Eschweiler

 Region I	  
 Region II
 Region III 
 Region IV 
 Region VI 

Regionen
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Sensibilisierung und Prävention setzen an, bevor etwas 
passiert. Die in diesem Schutzkonzept enthaltenen prä-
ventiven Maßnahmen sollen alle Mitarbeitenden befä-
higen, eine Kultur der Achtsamkeit gegenüber Grenzver-
letzungen und sexualisierter Gewalt zu entwickeln und 
sicherzustellen.
Die im Folgenden beschriebenen Maßnahmen stellen 
einen Handlungsleitfaden dar, der die notwendigen in-
haltlichen und formalen Bedingungen zur Prävention 
von Grenzverletzungen, Übergriffen und sexualisierter 
Gewalt aufzeigt.

Verankerung im Leitbild der 
jeweiligen Einrichtung 
 
Das Schutzkonzept wird vor dem Hintergrund des Leit-
bildes einer jeden kirchlichen und diakonischen Einrich-
tung erstellt und als fester Bestandteil in das jeweilige 
Leitbild oder in die entsprechende Konzeption aufge-
nommen. Damit soll die Bedeutung des aktiven Schut-
zes vor sexualisierter Gewalt hervorgehoben werden.
 

Potenzial- und Risikoanalyse

Anlässlich der Erarbeitung der „ersten Auflage“ des 
Schutzkonzeptes im Jahr 2021 hatten wir die Einrich-
tungen des Kirchenkreises gebeten, anhand eines vor-
gegebenen Kriterienkataloges eine Potenzial- und Ri-
sikoanalyse zu erstellen. Damit werden Stärken und 
Schwachstellen in der jeweiligen Organisation erkannt, 
die wiederum handlungsweisend sind.

Wir bitten, die „Neuauflage“ des Schutzkonzeptes zum 
Anlass für eine Aktualisierung dieser Analyse angesichts 
personeller, struktureller und oft auch räumlicher Verän-
derungen der Arbeit zu nehmen.
Es bedarf einer stetigen Aktualisierung / Anpassung der
Analyse, wenn sich eine der oben genannten Faktoren 
verändert.

Hierbei geht es sowohl um die Prüfung physischer Räu-
me (z. B. Gruppenraum, Treppenhaus) als auch um die Be-
wertung von Kommunikationsräumen (z. B. Gesprächs-
kultur), strukturellen Räumen (z. B. Verfahrenswege bei 
Beschwerden) und virtuellen Räumen (z. B. Social Media).
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Die Potenzialanalyse befasst sich mit den Fragen:
•  �Was gibt es in den Arbeitsbereichen zum Schutz vor 

sexualisierter Gewalt schon?
•  Was funktioniert bereits gut?

Die Risikoanalyse bezieht sich auf folgende Aspekte:
•  Wo gibt es Unsicherheiten?
•  �Welche Risiken sind zu erkennen und worin bestehen 

sie?
•  Wo treten bei einzelnen Personen ungute Gefühle auf?
•  Wo gibt es Lücken und Probleme?
 
Bei der Analyse muss insbesondere untersucht werden, 
in welchen Formen Macht- und Abhängigkeitsverhält-
nisse bestehen, in welcher Form in den Einrichtungen 
Vertrauensverhältnisse entstehen, aber auch welches 
Fachwissen zum Thema sexualisierte Gewalt notwen-
dig beziehungsweise vorhanden ist und welche Vorer-
fahrungen mit dem Thema existieren.

Die Potenzial- und Risikoanalysen werden fortlaufend 
synodal gesammelt und dienen der Weiterentwicklung 
des Schutzkonzeptes einschließlich notwendiger prä-
ventiver Maßnahmen.

  �Vorlage zur Potential- und Risikoanalyse 		
siehe Anlage 6

Umgang mit Schutzbefohlenen: 
Partizipation

Der Umgang mit Schutzbefohlenen wird konzeptionell 
festgelegt. Wichtig ist hier der Aspekt der Partizipati-
on – jede Form der zielgerichteten Partizipation stärkt 
das Selbstbewusstsein und die Selbstwirksamkeit der 
Schutzbefohlenen. 
Deshalb ist es notwendig, dass Schutzbefohlene
•  über ihre Rechte informiert werden
•  �darüber Bescheid wissen, an wen sie sich vertrauens-

voll wenden können
•  �eine Kultur der Achtsamkeit in der jeweiligen Organi-

sation erfahren
•  ermutigt werden, sich kritisch zu äußern
•  �darin gestärkt werden, ihre eigenen Grenzen bewusst 

wahrzunehmen.
Bei Minderjährigen werden die Sorgeberechtigten in 
Partizipationsprozesse miteinbezogen.

Durch die Form der Mitgestaltung können etwaige 
Machtgefälle abgeflacht und Abhängigkeitsverhältnisse 
verringert werden.

Umsetzung durch Mitarbeitende 

Für die Umsetzung des Schutzkonzeptes ist die Mitver-
antwortung aller Mitarbeitenden von entscheidender 
Bedeutung. 

Mitarbeitende sind alle, die in Gemeinden, Einrich-
tungen und dem Kirchenkreis in einem Dienst- und 
Arbeitsverhältnis stehen oder sich in einer Ausbildung 
befinden. Ebenso zählen ehrenamtlich Tätige, beispiels-
weise Presbyter*innen, dazu. 

Zur Sensibilisierung und Prävention von Grenzverlet-
zungen und Gewalt trägt neben einer achtsamen Hal-
tung der Einzelnen eine offene und wertschätzende Ar-
beitsatmosphäre wesentlich bei. Grundlage dafür bilden 
Schulungen aller Mitarbeitenden zur Vorbeugung und 
Wahrnehmung sexualisierter Gewalt sowie Selbstver-
pflichtungserklärungen. Mitarbeitende müssen über 
Beschwerdewege und den Interventionsplan bei Ver-
dachtsfällen informiert sein.
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Abstinenz- und Abstandsgebot

In vielen Aufgabenbereichen der kirchlichen und dia-
konischen Dienste gibt es besondere Vertrauensver-
hältnisse, die gleichzeitig aber auch mit Macht- und 
Abhängigkeitsverhältnissen einhergehen (s. Kapitel 2). 
Insbesondere in der Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen sowie in der Seelsorge oder in Beratungskontex-
ten sind diese typischerweise gegeben. 

Hier gilt das strikte Abstinenzgebot, welches besagt, 
dass sexuelle Kontakte mit Schutzbefohlenen mit dem 
kirchlichen Schutzauftrag nicht vereinbar und damit 
verboten sind und strafrechtlich verfolgt werden.

Das Abstandsgebot fordert die Mitarbeitenden auf, das 
Nähe- und Distanzempfinden ihres Gegenübers zu ach-
ten und Rücksicht zu nehmen. 

Sensibilisierung und Schulung 

Um das Schutzkonzept in diesem Sinne umsetzen zu 
können, erhalten alle beruflich und ehrenamtlich Mit-
arbeitenden durch Schulungen und Fortbildungen die 
nötige Kompetenz. Sie sind ein entscheidender Baustein 
zur Prävention. Sie dienen vor allem der Sensibilisierung, 
aber auch der Stärkung der Handlungssicherheit im Ver-
dachtsfall. 

Grundlage hierfür ist ein abgestimmtes und evaluiertes 
Präventionsschulungssystem der EKD-Initiative „hin-
schauen-helfen-handeln“. Für Ehrenamtliche in der Kin-
der- und Jugendarbeit erfolgt die Grundlagenschulung 
in Anlehnung an das obige Konzept durch unser Jugend-
referat.

Die Teilnahme an den Schulungen muss alle fünf Jahre 
wiederholt werden. Die verschiedenen Einrichtungen 
und Gemeinden im Kirchenkreis haben die Aufgabe, die 
Durchführung der Schulungen für Mitarbeitende sicher-
zustellen. Hierin werden sie durch die Stabsstelle für Prä-
vention und Interventionsangebote bei Missbrauch des 
Kirchenkreises unterstützt.

Der Inhalt der Fortbildungen soll vor allem folgende 
Punkte beinhalten:

•  �Unterscheidung zwischen Grenzverletzung, Übergriff 
und sexualisierter Gewalt

•  Täter*innen Strategien 
•  Interventionsplan
•  Begleitung von Betroffenen 
•  rechtliche Grundlagen

Je nach Aufgabe und Position sind von den beruflich 
und ehrenamtlich Mitarbeitenden unterschiedliche 
Schulungen zu besuchen. Die entsprechende Übersicht 
finden Sie hier:  

  siehe  Anlage 1
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• Dokumentation der Einsichtnahme in das erweitere Führungszeugnis von ehrenamtlich Tätigen (Anlage 2)
• Selbstverpflichtungserklärung (Anlage 3)
• Beschwerdemanagement allgemein (Anlage 4) 
• Beschwerdemanagement für Kinder und Jugendliche (Anlage 5)

Führungszeugnisse und Selbst-
verpflichtungserklärung

Bevor ehren- oder hauptamtliche Mitarbeitende ihre Ar-
beit aufnehmen, wird bereits im Bewerbungsgespräch 
beziehungsweise in einem gesonderten Gespräch die 
Haltung und das Konzept der Einrichtung verdeutlicht 
und thematisiert. Gleichzeitig wird für den besonderen 
Schutzauftrag sensibilisiert, indem beiderseitige Vor-
stellungen und Erwartungen hierzu geklärt werden.

Für Ehrenamtliche (auch Presbyter*innen), Prakti-
kant*innen, Beschäftigte im Freiwilligendienst und Ho-
norarkräfte richtet sich die Verpflichtung zur Vorlage des 
erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses nach Art, 
Intensität und Dauer des Kontakts mit Minderjährigen 
und Volljährigen in Abhängigkeitsverhältnissen. Das 
Presbyterium / die Einrichtungsleitung ist hierfür ver-
antwortlich. Bitte legen Sie Zuständigkeiten und Verfah-
ren für diese Aufgabe fest. Die Vorlage des erweiterten 
Führungszeugnisses erfolgt vor Beginn der Tätigkeit bei 
der / dem genannten Verantwortlichen und ist alle fünf 
Jahre zu erneuern. Die verantwortliche Person notiert 
die Einsichtnahme und einen Wiedervorlagetermin. 
Nähere Ausführungen hinsichtlich zu fassender Be-
schlüsse, zur Benennung einer verantwortlichen Person 
und Muster entnehmen Sie bitte der Anlage 2 „Einho-
lung der erweiterten Führungszeugnisse in der Kirchen-
gemeinde“. 

Beruflich tätige Personen müssen vor Antritt ihrer Tätig-
keit das erweiterte polizeiliche Führungszeugnis ihrem 
Arbeitgeber vorlegen. Die Aufforderung hierzu und für 
die Erneuerung nach fünf Jahren erfolgt für die ange-
schlossenen Gemeinden und Einrichtungen über die 
Personalabteilung des Verwaltungsamtes des Kirchen-
kreises.

Von allen beruflich und ehrenamtlich Tätigen, 
Praktikant*innen, Beschäftigen im Freiwilligendienst so-
wie von Honorarkräften ist eine Selbstverpflichtungser-
klärung zu unterzeichnen.

  siehe Anlage 3

Beschwerdemanagement

Die Tragfähigkeit des Schutzkonzeptes geht mit einem 
etablierten Beschwerdemanagement einher. Voraus-
setzung ist hier eine konstruktive Fehlerkultur. 

So braucht es in den Arbeitsverhältnissen ein positives 
und vertrauensvolles Miteinander sowie einen respekt-
vollen und wertschätzenden Umgang.

Ein Beschwerdemanagement regelt die Art und Weise 
des Umgangs mit einer Beschwerde und schafft klare 
und sichere Arbeitsstrukturen. Wichtig ist, dass dieses 
System als konstruktives Verfahren von allen Beteili-
gten akzeptiert und genutzt wird. Die Beschwerdestelle 
ist nicht dem im Folgenden beschriebenen Interventi-
onsteam gleichzusetzen, vielmehr muss das Beschwer-
demanagement von jeder Gemeinde und jeder Einrich-
tung im Kirchenkreis selbst installiert werden. 
Ein besonderer Fokus ist auf das Beschwerdeverfah-
ren bei Beschwerden von Kindern  und Ju-
gendlichen zu  legen. Beschwerdewege 
und -verfahren müssen transparent 
sein und Informationen darüber ent-
sprechend veröffentlicht werden.

  Checkliste (siehe unten)

 �Die Vorlagen sind als Anlagen ab Seite 24 angelegt und stehen auch auf der Website des Kirchenkreises 		
www.kkrjuelich.de/schutzkonzept  zum Download zur Verfügung.
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Interventionsplan – Was ist zu 
tun?

Liegt ein Verdacht von sexualisierter Gewalt vor, dient ein 
strukturierter Interventionsplan als Handlungsleitfaden.
Dabei gilt es, drei unterschiedliche Handlungsebenen 
in den Blick zu nehmen:
•  die Ebene der Betroffenen
•  die Ebene der beschuldigten Person(en)
•  die Ebene der Einrichtung.

Hinzu kommen Unterschiede in der Fallkonstellation:
•  �sexualisierte Gewalt, die durch haupt- oder ehren-	

amtlich Mitarbeitende begangen wird
•  �sexualisierte Gewalt, von der Schutzbefohlene in 

der Organisation berichten, die aber außerhalb 
stattgefunden hat oder stattfindet

• �sexualisierte Gewalt unter Schutzbefohlenen in der 
Organisation.

Bei begründetem Verdacht sexualisierter Gewalt an 
Personen unter 18 Jahren steht das Kindeswohl an er-
ster Stelle. Hier gilt es eine Gefährdungseinschätzung 
bezüglich des Kindeswohls gemäß § 8a SGB VIII mit ei-
ner insoweit erfahrenen Fachkraft vorzunehmen.

Bei jedem aufkommenden Verdacht auf sexualisier-
te Gewalt durch eine mitarbeitende Person sind die 
ersten Ansprechpersonen eine der vom Kreissyno-
dalvorstand benannten Vertrauenspersonen des 
Kirchenkreises oder die Ansprechstelle der Evange-
lischen Kirche im Rheinland (EKiR).

Vertrauenspersonen

Die Vertrauenspersonen haben die Funktion eines 
„Lotsen im System“ und werden vom Kreissynodalvor-
stand (KSV) des Kirchenkreises für diese Aufgabe beru-
fen. Betroffene, Personensorgeberechtige und Ratsu-
chende ebenso wie Beobachtende, Mitarbeitende und 
Leitungspersonen können sich an sie wenden.
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Die Vertrauenspersonen nehmen deren Angaben und 
Fragen auf und wissen, wie die weiteren Verfahrens-
wege sind, beraten zu möglichen Hilfsangeboten und 
sind vernetzt mit dem Interventionsteam des Kirchen-
kreises, der landeskirchlichen Meldestelle und Fachkräf-
ten. Sie bearbeiten keine Fälle und sind auch nicht für 
fachliche Beratung zuständig. 
Die Kontaktdaten der Vertrauenspersonen finden Sie 
immer aktuell auf der Website des Kirchenkreises Jülich 
veröffentlicht. 

  www.kkrjuelich.de/schutzkonzept

Sollten Ihnen die Vertrauenspersonen des Kirchenkreises 
möglicherweise „zu nah“ sein (sei es persönlich/beruf-
lich oder institutionell), besteht die Möglichkeit, sich an-
onymisiert von der Ansprechstelle für den Umgang mit 
Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland beraten zu lassen.

Interventionsteam

Das Interventionsteam des Kirchenkreises besteht aus 
fest benannten Personen aus unterschiedlichen Be-
rufsgruppen und ist „Hüter des Verfahrens“ bei Ver-
dachtsfällen. Zum Interventionsteam gehören der*die 
Superintendent*in, ein*e Pfarrer*in, eine insoweit erfah-
rene Fachkraft (insoFa) nach §8a SGB VIII sowie jeweils 
eine pädagogische Fachkraft aus dem Jugendreferat und 
einer Einrichtung der Erziehungs- und Familienberatung.

Die Aufgaben des Interventionsteams sind vielfältig und 
sollen im Verdachtsfall das professionelle Handeln sicher-
stellen und damit zur Handlungssicherheit beitragen.

Neben der Einschätzung und Beurteilung eines Ver-
dachts steht die Unterstützung der verantwortlichen 
Stelle durch Planung der Intervention mit Empfehlung 
konkreter Handlungsschritte im Vordergrund. Dazu ge-
hören die Etablierung von Schutzmaßnahmen ebenso 
wie der Hinweis auf weitere Unterstützungsangebote 
für alle Beteiligten. Das Interventionsteam hat zudem die 
Aufgabe, arbeitsrechtliche und strafrechtliche Schritte 
zu überprüfen, sowie auf die Meldepflicht hinzuweisen. 
Darüber hinaus erstellt das Interventionsteam Empfeh-
lungen zur Aufarbeitung und ggf. Rehabilitierung. Auch 
der Umgang mit Öffentlichkeit und Medien soll durch 
das Interventionsteam geklärt werden.

Der vorliegende Interventionsplan skizziert den Ablauf 
eines Verfahrens.
Hinweise: Die Verantwortung für das Verfahren ver-
bleibt bei Anstellung der beschuldigten Person beim 
jeweiligen Vorgesetzten des Arbeitgebers (Gemeinde/
Einrichtung/Kirchenkreis).
Handelt es sich bei der beschuldigten Person um eine 
Pfarrerin oder einen Pfarrer,  liegt die Fallverantwortung 
bei der ermittelnden Juristin im Landeskirchenamt.

 � siehe Dokumentationsbogen, Anlage 7
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PERSON X
(haupt- oder ehrenamtliche Person, Betroffene, Angehörige von Betroffenen, Dritte Person von außen)

INTERVENTIONSTEAM

Die Vertrauensperson oder die Meldestelle informieren die Leitung des 
Interventionsteams. Die Leitung des Interventionsteams beruft sofort 

das Interventionsteam ein.
Aufgrund der bekannten Sachlage wird der Verdacht geprüft, und die
 weiteren Handlungsschritte werden veranlasst. Dazu gehört auch die

 Überprüfung der Möglichkeit, Strafanzeige zu stellen.
Bei der Intervention hat der Schutz der von sexualisierter Gewalt 

betroffenen Person(en) Priorität.

Bei komischen Bauch-
gefühlen im Falle ei-

ner  möglichen Grenz-
verletzung kann mit 

einer Person aus dem 
eigenen (beruflichen) 
Umfeld gesprochen 

werden.

Mit einer VERTRAUENSPERSON DES KIRCHEN-
KREISES Kontakt aufnehmen 

Sie nimmt die Mitteilung auf und berät zum 
weiteren Vorgehen. Über alle Fälle ab einem 

vagen Verdacht informiert sie das Interventions-
team und weist auf die Möglichkeit der vertrau-

lichen Beratung durch die Ansprechstelle hin.

RUHE BEWAHREN! 

Zuhören, Glauben schenken und ernstnehmen!
Dokumentieren (Beobachtungen und Fakten; 

Datum und Uhrzeit)

vager Verdacht 
sexualisierte Gewalt 

(uneindeutige Beobach-
tung; Anhaltspunkte, die 
einen Anfangsverdacht 

begründen könnten)

erhärteter Verdacht 
sexualisierte Gewalt

Bei begründetem 
oder erhärtetem 

Verdacht ist 
gleichzeitig die 
Meldestelle zu 
informieren! 

(Ehrenamtliche 
können dabei durch 

die Vertrauens-
person unterstützt 

werden.)

Muss weiter be-
obachtet werden; 

wenn es zu einer tat-
sächlichen Grenzver-
letzung kommt, ist 
eine Klärung durch 
die Beteiligten und 

Leitungshandelnden 
gefragt (Beschwerde-

management). 

begründeter Verdacht 
sexualisierte Gewalt
(Verdachtsmomente 

sind erheblich und 
plausibel)
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In Anlehnung an das EKD-Schulungsmaterial: hinschauen-helfen-handeln, 2021.

VERDACHTSSTUFEN BESCHREIBUNG BEISPIELE VORGEHEN

unbegründeter 
Verdacht 

Die Verdachtsmomente ließen 
sich durch überprüfbare 
Erklärungen zweifelsfrei als 
unbegründet ausschließen.

Die Äußerungen des Kindes 
oder der meldenden Person 
sind missverstanden worden. 
Sie bezogen sich eindeutig 
auf eine Situation ohne 
Grenzüberschreitung.

Die Dokumentation ist nach der Klärung 
zu vernichten.

vager Verdacht Es gibt Verdachtsmomente, 
die (auch) an sexuellen Miss-
brauch denken lassen. 

Sexualisiertes Verhalten,
Distanzlosigkeit, verbale 
Äußerungen, die missbräuch-
lich gedeutet werden können,
weitere Anhaltspunkte, 
die einen Anfangsverdacht 
begründen könnten.

Es sind weitere Maßnahmen zur Abklärung 
und Einschätzung notwendig, aber keine 
eigenen Ermittlungen!
Sich an die Vertrauensperson oder die 
Ansprechstelle wenden, wenn sich Ver-
dacht gegen kirchliche/n Mitarbeitende/n 
richtet. 
Das Ergebnis ist sorgfältig zu doku-
mentieren.

begründeter Verdacht Die vorliegenden Verdachts-
momente sind erheblich und 
plausibel.

Ein vierjähriges Kind 
berichtet detailliert von 
sexuellen Handlungen eines 
Erwachsenen.

Bewertung der vorliegenden Informatio-
nen, Vertrauensperson und Meldestelle 
informieren, wenn sich Verdacht gegen 
kirchliche/n Mitarbeitende/n  richtet.
Bei Minderjährigen insoweit erfahrene 
Fachkraft hinzuziehen. Interventionsteam 
berät über geeignete Maßnahmen. Melde-
pflicht! 
Das Ergebnis ist sorgfältig zu doku-
mentieren.

erhärteter oder 
erwiesener Verdacht

Es gibt direkte oder sehr stark 
indirekte Beweismittel.

Täter*in wurde direkt bei 
sexuellen Handlungen 
beobachtet oder hat diese 
selbst eingeräumt.
Fotos und Videos sexueller 
Handlungen zeigen sexuelles 
Wissen und sexualisiertes 
Verhalten, das nur durch 
alters-unangemessene 
Erfahrungen entstanden sein 
kann.

Vertrauensperson und Meldestelle 
informieren, wenn Verdacht gegen 
kirchliche/n Mitarbeitende/n  besteht. 
Bei Minderjährigen insoweit erfahrene 
Fachkraft hinzuziehen. Interventionsteam 
berät über geeignete Maßnahmen, um den 
Schutz der betroffenen Person aktuell & 
langfristig zu sichern. Meldepflicht!
Informationsgespräch mit den Eltern /
Personensorgeberechtigten, wenn eine 
andere Person aus dem sozialen Umfeld 
verdächtigt wird, ggf. Strafanzeige.
Das Ergebnis ist sorgfältig zu doku-
mentieren.

Verdachtsstufen
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Meldepflicht und Meldestelle 
der Evangelischen Kirche im 
Rheinland

Es besteht für alle beruflich und ehrenamtlich Mitar-
beitenden eine Meldepflicht. Wenn ein begründeter 
Verdacht auf sexualisierte Gewalt durch eine kirch-
liche Mitarbeiterin oder einen kirchlichen Mitarbeiter 
(beruflich oder ehrenamtlich Mitarbeitenden) vorliegt 
oder ein Verstoß gegen das Abstinenzgebot, haben 
berufliche und ehrenamtliche Mitarbeitende diesen 
unverzüglich der Meldestelle nach § 8 des Kirchenge-
setzes zum Schutz vor sexualisierter Gewalt zu mel-
den.

Hierzu ist eine zentrale Meldestelle der Evange-
lischen Kirche im Rheinland im Landeskirchenamt in 
Düsseldorf eingerichtet worden. Eine Meldung kann 
telefonisch, per E-Mail oder persönlich nach Termin-
absprache erfolgen. Die Meldestelle gibt zu Beginn 
des Gesprächs zunächst einige Hinweise, hört sich 

aufmerksam den geschilderten Vorfall und die Ver-
dachtsmomente an und leitet an die verantwortlichen 
Stellen (z. B. an die zuständigen Jurist*innen im Lan-
deskirchenamt oder an die jeweilige Leitungsperson 
bzw. das Leitungsgremium) zur Verdachtsklärung und 
gegebenenfalls Intervention weiter. 
Sie weist außerdem auf das Angebot der Beratung 
durch die Ansprechstelle hin, dokumentiert die Mel-
dungen und führt über diese eine Statistik. Die Mel-
destelle hält die Bearbeitung sowie den Abschluss des 
Verdachtsfalls nach und verwahrt die Meldungen im 
Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben.

Eine Ausnahme gilt für ein deklariertes Seelsorgege-
spräch! Berufsgeheimnisträger*innen müssen § 203 
StGB beachten!

Ansprechstelle für Betroffene 
EKiR
Claudia Paul

Hans-Böckler-Straße 7
40476 Düsseldorf

Telefon:
0211/4562-391  

ansprechstelle@ekir.de
www.ekir.de/ansprechstelle

Meldestelle EKiR Hans-Böckler-Straße 7
40476 Düsseldorf

Telefon: 
 0211/4562-602

meldestelle@ekir.de

Ansprechstelle für Betroffene
Diakonie RWL 
Deane Heumann 

Lenaustraße 41 
40470 Düsseldorf

Telefon: 
 0211/6398-399

ansprechperson@diakonie-rwl.de

Meldestelle Diakonie RWL 
Birgit Pfeifer

Lenaustraße 41
40470 Düsseldorf

Telefon: 
0211/6398-342

b.pfeifer@diakonie-rwl.de

Amt für Jugendarbeit
Erika Georg-Monney

Hans-Böckler-Straße 7
40476 Düsseldorf

Telefon: 
0211 / 4562-471

georg-monney@afj-ekir.de

Kontakt
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Bei der Frage, wie es weiter geht, handelt es sich um 
zwei voneinander zu unterscheidende Ebenen. Die eine 
Ebene klärt den Verlauf des Falles und die andere Ebene 
hält fest, wie die Entwicklungen, Umsetzungen und Ver-
stetigungen des Themas innerhalb des Kirchenkreises 
und der Landeskirche voranschreiten.

Aufarbeitung

Aufarbeitung eines Verdachtsfalles ist neben der Prä-
vention und Intervention ein wichtiges Instrument.
Durch eine systematische Analyse der Geschehnisse und
Handlungsabläufe und der bewussten Entscheidung, 
bestehende Strukturen entsprechend zu verändern, 
kann nachhaltig ein verbesserter Schutz vor sexualisier-
ter Gewalt auf institutioneller Ebene erreicht werden.

Auch hierfür steht das Interventionsteam Gemeinden 
und Einrichtungen beratend zur Verfügung. Die Hinzu-
ziehung externer Fachstellen, z. B. der Ansprechstelle der 
EKiR, wird empfohlen.
Zur individuellen Aufarbeitung sollen direkt und indirekt
betroffenen Personen weiterführende Hilfsangebote 
vermittelt werden.

Rehabilitation

Zur Aufarbeitung gehört auch eine Rehabilitierung von 
zu Unrecht Beschuldigten. Die Rehabilitierung umfasst 
die Sensibilisierung aller Beteiligten für die Folgen von 
Falschbeschuldigungen, Unterstützungsmaßnahmen 
zur Wiedereingliederung, Bereitstellung eines anderen 
angemessenen Arbeitsplatzes, Erkennen von Motivla-
gen für Falschbeschuldigungen sowie das Wahrnehmen 
und Einordnen von Fehlinterpretationen im Meldungs-
fall.

Ebenso hat eine Rehabilitierungsstrategie für direkt und
indirekt Betroffene zu erfolgen, wenn ihnen zunächst 
nicht geglaubt wurde oder diese sich aufgrund des Vor-
falls aus der Organisation zurückziehen. 

Evaluation und Monitoring

Den Gemeinden und Einrichtungen fällt im Weiteren 
die Aufgabe zu, auf Grundlage der im Vorfeld erhobe-
nen Potenzial- und Risikoanalysen die gemeindespe-
zifischen beziehungsweise einrichtungsinternen Ab-
läufe, Rahmenbedingungen und Maßnahmen auch in 
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Die Evangelische Kirche im Rheinland hat eine An-
sprechstelle für den Umgang mit Verletzung der se-
xuellen Selbstbestimmung. Diese bietet Hilfe für Be-
troffene und deren Angehörige, Beratung für kirchliche 
Einrichtungen, Schulung von kirchlichen Mitarbeiten-
den und Vermittlung zu Fachberatungsstellen.

 https://www.ekir.de/ansprechstelle/

Es gibt zahlreiche Publikationen zum Thema Schutz 
vor sexualisierter Gewalt. Für einzelne Arbeitsbereiche  
(z. B. Gemeinde, Kindertageseinrichtung, Jugendarbeit) 
gibt es Leitfäden/Handlungshilfen zur Erstellung oder 
Überarbeitung eines eigenen einrichtungsspezifischen 
Schutzkonzeptes. Darin werden unter anderem auch 
Musterbeispiele (z. B. für eine Selbstverpflichtungser-
klärung) und konkrete Hilfestellungen (z. B. zur Erstel-
lung einer Potenzial- und Risikoanalyse) gegeben. Auf 

der Internetseite der Ansprechstelle für den Umgang 
mit Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland finden Sie unter 
„Publikationen und Downloads“ eine Liste mit Empfeh-
lungen.

 https://www.ekir.de/ansprechstelle/
publikationen-110.php 

Zu empfehlen ist außerdem die Internetseite der Un-
abhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs (UBSKM). Hier handelt es sich um 
ein umfassendes Portal mit Informationen und Mate-
rialien sowie einer Adressdatenbank von Beratungs-
stellen.

 https://beauftragter-missbrauch.de/

Zukunft regelmäßig zu überprüfen und im Sinne des 
Schutzkonzeptes anzupassen und weiterzuentwickeln.
Eine Potenzial- und Risikoanalyse soll auch da neu er-
stellt werden, wo sich neue Handlungsorte ergeben. 

Das Schutzkonzept als solches wird bei Bedarf, min-
destens jedoch alle fünf Jahre, hinsichtlich der Wirk-
samkeit und Praktikabilität evaluiert werden. Die Ein-
richtung einer entsprechenden Arbeitsgruppe soll dies 
gewährleisten.

Insgesamt stellen die Installation und die Umsetzung 
des Konzeptes zum Schutz von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen vor sexualisierter Gewalt einen fort-
laufenden Prozess dar, den es weiterhin aktiv zu ge-
stalten gilt.

Sexualpädagogisches Konzept

Viele unserer Einrichtungen sind pädagogische Einrich-
tungen und haben somit explizit einen erzieherischen
und/oder Bildungsauftrag. Im Sinne einer umfassenden
Prävention ist für die Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen ergänzend zum Schutzkonzept ein sexualpäda-
gogisches Konzept zu erstellen.

Die hier im Schutzkonzept und in der Broschüre Sexual-
pädagogik im Blick (EKiR 2021) skizzierten inhaltlichen 
Punkte können für ein proaktives sexualpädagogisches 
Konzept als Anregung dienen.
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Anlage 1: 
Fortbildungsübersicht

Anlage 2:
Thematik erweiterte Führungszeugnisse für ehramtlich Tätige, 
Praktikant*innen, Beschäftige im Freiwilligendienst und Honorarkräfte 
inkl. zu fassender Beschlüsse

Anlage 3:
Selbstverpflichtungserklärung

Anlage 4:
Beschwerdemanagement allgemein

Anlage 5: 
Beschwerdemanagement für Kinder und Jugendliche

Anlage 6: 
Fragebogen zur Potential- und Risikoanalyse

Anlage 7: 
Dokumentationsbogen für Vermutungen und Mitteilungen 

Anlage 8: 
Einverständniserklärung zur Entbindung der Schweigepflicht 

Anlage 9: 
Handlungsleitfaden „Meldung durch eine Person, 
die Berufsgeheimnisträger*in ist“
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Anlage 1: Fortbildungsübersicht

MODUL
BASIS-

FORTBILDUNG

INTENSIV-
FORTBILDUNG

LEITUNGS-
FORTBILDUNG

Zielgruppen

• �Mitarbeitende1 mit sporadischem 
und  kurzfristigem Kontakt zu 
Schutzbefohlenen

• ��Mitarbeitende mit intensivem 
   Kontakt zu Schutzbefohlenen
• �Mitarbeitende mit regelmäßigem 

Kontakt zu Schutzbefohlenen

• Leitungsverantwortliche  
   und deren 
   Stellvertretungen

Berufs- und 
Beschäftigungs-

gruppen

Freiwilligendienstleistende, 
Hausmeister*innen, Küster*innen, 
Verwaltungskräfte, Reinigungskräfte, 
Küchenkräfte, Hauswirtschaftskräfte, 
Mitarbeitende in der Haustechnik, 
Gemeindehelfer*innen, 
Kirchenmusiker*innen, 
Gärtner*innen, Praktikant*innen, 
Langzeitpraktikant*innen, Honorar-
kräfte

Gemeindepädagog*innen, 
Lehrer*innen, 
Erzieher*innen, Mitarbeitende in 
Einrichtungen für Schutzbefohlene 
(Kindertageseinrichtungen, Kinderkrip-
pen, Offene Ganztagsangebote, 
Schule, stationäre Einrichtungen, usw.), 
Freiwilligendienstleistende, Mitarbei-
tende in der Kinder- und Jugendarbeit, 
Mitarbeitende in der 
Arbeit mit Konfirmand*innen, 
Kirchenmusiker*innen, 
Langzeitpraktikant*innen, Ärzt*innen, 
Pflegepersonal, Betreuer*innen, 
Inklusionshelfer*innen, 
Gemeindehelfer*innen

Superintendent*innen, 
Skriba, Presbyter*innen, 
Mitglieder im Kreissyno-
dalvorstand, Pfarrer*innen, 
Fachreferent*innen, 
Leitungen von Einrichtun-
gen/Ämtern/Werken

Inhaltsschwer-
punkte

• Was ist sexualisierte Gewalt?
• eigene Rechte und Pflichten
• erweitertes Führungszeugnis
• Selbstverpflichtungserklärung
• Strategien von Täter*innen
• Umgang mit Betroffenen
• Nähe- und Distanzverhältnis 
• Interventionsplan / Notfallplan
• �Wissen um die Ansprechpersonen

Basis-Fortbildung plus
• �Entwicklung kindlicher und jugendli-

cher Sexualität
• Schutzkonzept
• Prävention ausführlich
• Intervention ausführlich
• Recht
• Seelsorge
• �theologische Aspekte des christlichen 
   Menschenbildes

Basis- und Intensiv-
Fortbildung plus
• Leitlinien und 
   Präventionsordnung
• Personalführung und  
   -auswahl
• Recht ausführlich
• �individuelle und 
   institutionelle  Auf-
   arbeitung und Rehabili 
   tierung

1  �Der Begriff Mitarbeitende umfasst alle beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden sowie Menschen in Ausbildung und 
Praktikum im Sinne der Praktikantenordnung.

    �Hier können nicht alle Berufs- und Beschäftigungsgruppen abschließend aufgezählt werden. Personen aus weiteren 	
Berufs- und Beschäftigungsgruppen müssen unter Berücksichtigung der Einteilung der Zielgruppen von den Personal-	
verantwortlichen eingeordnet werden.
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Anlage 2: Thematik erweiterte Führungszeugnisse für ehramtlich Tätige, 
Praktikant*innen, Beschäftige im Freiwilligendienst und Honorarkräfte inkl. zu 
fassender Beschlüsse

�Beispiel für ein Prüfschema zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in ein Führungszeugnis 		
für ehrenamtlich tätige Personen

Tätigkeit:

Es besteht Kontakt zu Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen. JA          NEIN

Einsichtnahme in Führungszeugnis ist notwendig    JA          NEIN

Wahrnehmung von Leistungen oder anderen Aufgaben nach SGB VIII, SGB IX und SGB XII. JA          NEIN

Finanzierung der Aufgabe durch öffentliche Mittel oder Vereinbarung mit einem öffentlichen Träger 
mit Regelungen über die Aufgabenwahrnehmung. JA          NEIN

Zusätzlich bei Trägern der freien Jugendhilfe:

Abschließende Einschätzung:

Begründung:

GEFÄHRDUNGSPOTENZIAL GERING MITTEL HOCH

Art:

Vertrauensverhältnis

Hierarchie- / Macht - / Abhängigkeitsverhältnis

Altersdifferenz

Risikofaktoren des bzw. der Schutzbefohlenen / Verletzlichkeit

Intensität:

Abwesenheitszeiten weiterer Personen

Bei Gruppen: Häufigkeit von Mitgliederwechseln

Geschlossenheit (fehlende Einsehbarkeit) der Räumlichkeiten

Grad an Intimität des Kontaktes / Wirken in die Privatsphäre

Dauer:

Zeitlicher Umfang

Regelmäßigkeit

Eine Orientierung gibt die Liste von Tätigkeiten Ehrenamtlicher ab 14 Jahren in Gemeinden und Kirchenkreisen auf der 	
Internetseite der Ansprechstelle >> https://www.ekir.de/ansprechstelle/aktiv_gegen_sexualisierte_gewalt.php
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Bescheinigung zur Beantragung des erweiterten Führungszeugnisses / Musterschreiben für 	
ehrenamtlich tätige Personen

Erweitertes Führungszeugnis

Sehr geehrte*r ,

wir freuen uns sehr, dass Sie ehrenamtlich in unserer kirchlichen Arbeit tätig sind und danken Ihnen für Ihr Engagement und 
Ihren Einsatz!

Wir haben zum Schutz vor sexualisierter Gewalt in unseren Arbeitsfeldern ein Schutzkonzept erstellt. Dieses bezieht sich 
insbesondere auf die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen. Ein besonderes Qualitätsmerkmal 
stellt in diesem Zusammenhang die Vorlage erweiterter Führungszeugnisse vor Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
und regelmäßig alle fünf Jahre dar.

Unser Schutzkonzept orientiert sich am Gesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt der Evangelischen Kirche im Rheinland. 
Dort steht in § 5 Abs. 3, dass Mitarbeitende bei der Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit ein erweitertes Führungs-
zeugnis nach § 30a Bundeszentralregistergesetz in der jeweils geltenden Fassung und nach der Aufnahme in regelmäßigen 
Abständen von längstens fünf Jahren vorlegen müssen. Das gilt für alle ehrenamtlichen Personen, die aufgrund der Art, 
Intensität und Dauer des Kontaktes zu minderjährigen oder volljährigen Personen in Abhängigkeitsverhältnissen nur nach 
Einsichtnahme in das Führungszeugnis eine entsprechende ehrenamtliche Tätigkeit aufnehmen bzw. ausüben dürfen . 

Variante 1 (Vorlage vor Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit)
Sie sollen zum  Ihre ehrenamtliche Tätigkeit für die Evangelische Kirchengemeinde 

 
im Bereich  aufnehmen. 
Bei der Ausübung Ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit werden Sie regelmäßig Kontakt zu minder-jährigen und / oder volljährigen 
Personen in Abhängigkeitsverhältnissen haben. Ihr Tätigkeitsbereich umfasst  

[Einfügen einer genauen Beschreibung der konkreten Aufgaben, aus der sich die Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen 
Kontaktes ergibt].
Aufgrund der Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen Kontaktes zu minderjährigen und / oder volljährigen Personen in 
Abhängigkeitsverhältnissen wird deshalb die Einsichtnahme in ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis notwendig.

Adresse

Vorname, Nachname

Muster Aufforderungsschreiben Erweitertes Führungszeugnis

Vorname, Nachname
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Variante 2 (erstmalige Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses bei bereits bestehender ehrenamtlicher Tätigkeit)
Sie haben zum  Ihre ehrenamtliche Tätigkeit für die Evangelische Kirchengemeinde 

 im Bereich  aufgenommen. 
Ihr Tätigkeitsbereich umfasst  

[Einfügen einer genauen Beschreibung der konkreten Aufgaben, aus der sich die Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen 
Kontaktes ergibt]. 
Aufgrund der Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen Kontaktes zu minderjährigen und / oder volljährigen Personen in 
Abhängigkeitsverhältnissen sowie der neuen Regelung des § 5 Abs. 3 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche im Rhein-
land zum Schutz vor sexualisierter Gewalt wird deshalb die Einsichtnahme in ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis
notwendig.

Variante 3 (erneute Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses aufgrund Zeitablaufs)
Sie haben zum  Ihre ehrenamtliche Tätigkeit für die Evangelische Kirchengemeinde 

 im Bereich  aufgenommen. 
Ihr Tätigkeitsbereich umfasst 

 
[Einfügen einer genauen Beschreibung der konkreten Aufgaben, aus der sich die Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen 
Kontaktes ergibt]. 
Aufgrund der Art, Intensität und Dauer des regelmäßigen Kontaktes zu minderjährigen und / oder volljährigen Personen in 
Abhängigkeitsverhältnissen. Aufgrund des Zeitablaufs von fünf Jahren wird deshalb die Einsichtnahme in ein aktuelles 	
erweitertes Führungszeugnis notwendig.

Wir bitten Sie um Beantragung eines erweiterten Führungszeugnisses gemäß § 30a Bundeszentralregistergesetz bei der 
für Ihren Wohnsitz zuständigen Meldebehörde unter Vorlage der als Anlage beigefügten Bescheinigung. Die Bescheinigung 
dient zum Nachweis, dass das erweiterte Führungszeugnis zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit benötigt wird. Das 
Führungszeugnis ist in diesem Fall kostenfrei (Gebührenbefreiung im Sinne der Vorbemerkung 1.1.3 zu Nr. 1130 der Anlage 
zu § 4 Abs. 1 JVKostG).

Unmittelbar nach Erhalt bitten wir das erweiterte Führungszeugnis der / dem Vorsitzenden des Presbyteriums / der / dem 	
Personalkirchmeister / in / dem Gemeindebüro der Evangelischen Kirchengemeinde  

 zur Einsichtnahme vorzulegen.

Falls Sie Fragen haben oder Hilfe benötigen, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung!

Mit freundlichen Grüßen 
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Bescheinigung zur Antragstellung des erweiterten Führungszeugnisses gemäß 
§ 30a Abs. 2 Bundeszentralregistergesetz

Die Evangelische Kirchengemeinde  beabsichtigt

geboren am in  wohnhaft 
zum  im Rahmen einer ehrenamtlichen Tätigkeit im Bereich  einzusetzen.

ist ehrenamtliche Mitarbeiter*in im Bereich  der Evangelischen Kirchengemeinde 
  und ist erstmalig verpflichtet ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen.

ist ehrenamtliche Mitarbeiter*in im Bereich  der Evangelischen Kirchengemeinde 
und hat hier letztmalig am  ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt.

Gemäß § 5 Abs. 3 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche im Rheinland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt müssen 
Mitarbeitende bei der Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a Bundeszentral-
registergesetz in der jeweils geltenden Fassung und nach der Aufnahme in regelmäßigen Abständen von längstens fünf 
Jahren vorlegen, wenn die ehrenamtlich tätige Person aufgrund der Art, Intensität und Dauer des Kontaktes zu minder-
jährigen oder volljährigen Personen in Abhängigkeitsverhältnissen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis eine 
entsprechende ehrenamtliche Tätigkeit aufnehmen bzw. ausüben darf. 

ist aufgefordert, ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz zum Zwecke der Ausübung 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit hier vorzulegen. Wir bitten um Ausstellung an die  Antragstellenden, damit die Möglichkeit 
der - weiteren -  Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit geprüft werden kann.

Mit freundlichen Grüßen

Vorname, Nachname

Vorname, Nachname

Vorname, Nachname

Vorname, Nachname
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Folgende Beschlüsse muss das Presbyterium fassen:

A. Grundsatzentscheidung über die Zuständigkeit
1. �	 Die Verantwortung für die Einhaltung des Verfahrens zur Einholung der erforderlichen erweiterten Führungs-		

	 zeugnisse übernimmt

     �	 Alternativ: übernimmt die oder der Vorsitzende, die Personalkirchmeister*in
	

	
	 Die Stellvertretung übernimmt 

	 Die entsprechende Person bereitet den Beschlussvorschlag für das Verfahren vor.

B. Regelungen zum Verfahren: 
1. 	 In folgenden Arbeitsbereichen der Kirchengemeinde sind Ehrenamtliche und „einfache“ Praktikant*innen tätig:        
             

2. �	 Für folgende Arbeitsbereiche  �werden Listen aller dort
	 tätigen Ehrenamtlichen und einfachen Praktikant*innen durch  	
	 geführt und aktualisiert.

1. + 2. �Wenn in allen Arbeitsbereichen Ehrenamtliche und einfache Praktikant*innen tätig sind und für alle Arbeitsbereiche 
die Prüfung, ob ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt werden muss, durchgeführt werden muss oder alle Ehren-
amtlichen und einfachen Praktikant*innen ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen müssen, können die Beschlüsse 
unter 1. und 2. zusammengefasst werden:

	 Eine Liste aller in der Kirchengemeinde tätigen Ehrenamtlichen und einfachen Praktikant*innen wird durch  		
              geführt, die Stellvertretung übernimmt .

3.  	� Für die Einholung der erweiterten Führungszeugnisse (Ehrenamtliche anschreiben, Einsichtnahme, Wiedervorlage 
	 organisieren, erneut anfordern) ist  zuständig, die Vertretung übernimmt		
	  
	 (z. B.  Kirchmeister*in, Presbyter*in, Gemeindebüro, gemeinsame Verwaltung [Wahlaufgabe!]) 

4. 	 Für den Fall einer Eintragung im erweiterten Führungszeugnis teilt  
	 (Vertretung übernimmt ) der Person den Beschluss des Presbyteriums 	
	 über die Beendigung der Tätigkeit / die Nicht-Aufnahme mit.

Vorname, Nachname

Vorname, Nachname

Vorname, Nachname
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Hilfestellung für die Verantwortliche oder den Verantwortlichen:

Was ist zu tun, wenn Ehrenamtliche oder „einfache“  Praktikant*innen,  ihre Tätigkeit ab dem 1.1.2021 neu aufnehmen?

Wird die Tätigkeit in einem Arbeitsbereich aufgenommen, in dem die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses 
geprüft werden muss? Siehe Beschluss des Presbyterium unter B. 2

       JA            NEIN   nichts weiter zu veranlassen 

Gilt Vorlagepflicht in dem Arbeitsbereich immer?  

       JA >> weiter mit Information an Zuständigen für Einholung erweitertes Führungszeugnis

Gilt Vorlagepflicht nur nach Prüfung? 

       JA >> die Vorsitzende oder der Vorsitzender des Presbyteriums muss dann die Vorlagepflicht prüfen

        �Muster Prüfschema ausfüllen (siehe 5.1) und zu den Personalunterlagen nehmen.

        Es muss kein Führungszeugnis vorgelegt werden – nichts weiter zu veranlassen.

        Es muss ein Führungszeugnis vorgelegt werden – dann weiter mit Information an Zuständigen für Einholung 
        erweitertes Führungszeugnis.

Einholung des Führungszeugnisses

        Aufforderung zur Vorlage des erw. Führungszeugnisses

        Einsichtnahme  

        Keine Eintragung vorhanden – Wiedervorlage vermerken, damit vor Ablauf von 5 Jahren aktuelles FZ angefordert 
        werden kann.

        Eintragung vorhanden: 
          in Personalunterlagen vermerken: Ausstellungsdatum des Führungszeugnisses; Datum 
        der Einsichtnahme; Umstand, dass Eintragung vorhanden   Beschluss des Presbyteriums herbeiführen.
 
        Presbyterium stellt durch Beschluss fest, dass eine Voraussetzung für die Tätigkeit fehlt oder entfallen ist 
        (siehe Art. 47 Satz 1 Kirchenordnung).

        Mitteilung des Beschlusses an Ehrenamtliche / Praktikant*innen  
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TÄTIGKEIT FÜHRUNGSZEUGNIS SCHULUNG ERFORDERLICH

LEITUNGSGREMIEN

Presbyter*innen Prüfung erforderlich* ja, Leitungsschulung

Ausschussmitglieder Prüfung erforderlich* ja, Leitungsschulung

Synodenentsandte  nein ja, Leitungsschulung

Kreissynodalvorstand Prüfung erforderlich* ja, Leitungsschulung

Vorstände von Verbänden und ggf. Vereinen Prüfung erforderlich* ja, Leitungsschulung

GOTTESDIENST

Predigt- und Gottesdienstkreise Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Ehrenamtliche Prädikant*innen ja ja, Basisschulung

Lektorendienst Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Verantwortliche für Gottesdienste mit Kindern und Jugend-
lichen

ja ja, Basisschulung

KIRCHENMUSIK

Leitung und Mitarbeitende von Kantoreien ja ja, Basisschulung

Teilnehmende in Kantoreien nein nein

Leitung und Mitarbeitende von Instrumentalkreisen ja ja, Basisschulung

Teilnehmende an Instrumentalkreisen nein nein

Leitung und Mitarbeitende von Chören ja ja, Basisschulung

Teilnehmende an Chören nein nein

JUGENDARBEIT (TEILNEHMENDE AB CA. 6 JAHREN)

Mitarbeitende in der Kinder- und Jugendarbeit (Gruppen) ja ja, über JuLeiCa

Mitarbeitende in der Jugendverbandsarbeit ja ja, über JuLeiCa

Leitende von Freizeiten ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende bei Freizeiten ja ja, über JuLeiCa

Leitende von Jugendgruppen ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende in Projekten in der Jugendarbeit (auch 
kurzfristiger Kontakt zu Teilnehmenden z.B. Betreuung von 
Bastelangeboten beim Gemeindefest)

ja ja, über JuLeiCa

Mitarbeitende in der offenen Jugendarbeit / Jugendfreizeit-
einrichtungen

ja ja, über JuLeiCa

Tätigkeiten ohne Teilnehmendenkontakt (Bsp. Kulissenbau, 
Flyererstellung, Räume vorbereiten, Küchendienst…)

nein ja, Basisschulung

Tätigkeiten mit indirektem Teilnehmendenkontakt (Bsp. Mit-
arbeit im Jugendgottesdienst, Musiker*innen, Sänger*innen, 
Eine-Welt-Verkauf, Standbetreuung auf dem Gemeindefest…)

nein ja, Basisschulung

Gremien in der Jugendarbeit Prüfung erforderlich* ja, über JuLeiCa
ggf. Leitungsschulung oder 
Basisschulung

�Liste von Tätigkeitsbereichen Ehrenamtlicher ab 14 Jahren in Gemeinden und Kirchenkreisen 
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TÄTIGKEIT FÜHRUNGSZEUGNIS SCHULUNG ERFORDERLICH

KONFIRMAND*INNENARBEIT

Leitung von Konfirmand*innengruppen ja ja, Intensivschulung 

Mitarbeitende in der Konfirmand*innenarbeit ja ja, Basisschulung

Mitarbeitende bei Konfirmand*innen-Freizeiten ja ja, Basisschulung oder JuLeiCa

Leitung von Konfirmandenfreizeiten ja ja, Intensivschulung

ARBEIT MIT KINDERN IN KIRCHLICHEN KONTEXTEN

Leitung von Kinderbibeltagen ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende bei Kinderbibeltagen Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Leitung von Kinderchören ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende in Kinderchören Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Leitung von Krippenspielen/Theatergruppen ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende in Krippenspielen/Theatergruppen Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Leitung von Angeboten für Kinder bzw. Kinder und Eltern 
(z. B. Spielgruppen/Krabbelgruppen)

ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende bei Angeboten für Kinder bzw. Kinder und 
Eltern (z. B. Spielgruppen/Krabbelgruppen)

Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

KINDERTAGESEINRICHTUNGEN, FAMILIENZENTREN UND GANZTAGSBETREUUNG FÜR SCHULKINDER 

Vorlese-Tätigkeit in Kindertageseinrichtungen, Familienzent-
ren und Ganztagesbetreuung

ja ja, Intensivschulung

Mitarbeitende in Kindertageseinrichtungen Prüfung erforderlich* ja, Basis- oder Intensivschulung

Mitarbeitende in Familienzentren Prüfung erforderlich* ja, Basis- oder Intensivschulung

Mitarbeitende in der Ganztagsbetreuung für Schulkinder Prüfung erforderlich* ja, Basis- oder Intensivschulung

FAMILIENBILDUNGSSTÄTTEN

Mitarbeitende in Familienbildungsstätten Prüfung erforderlich* ja, Basis- oder Intensivschulung

ERWACHSENENBILDUNG

Mitarbeitende in der Erwachsenenbildung Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Mitarbeitende in der Senior*innenarbeit Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

DIAKONISCH-SEELSORGLICHER BEREICH

ehrenamtliche Prädikant*innen ja ja, Basis- oder Intensivschulung

Besuchsdienst ja ja, Basisschulung

Altenheim/ Pflegeheim ja ja, Basisschulung

Erzieherische Hilfen (Bsp. Freizeiten, Ausflüge, Patenschaften) ja ja, Intensivschulung

Betreuungen und Vormundschaften ja ja, Intensivschulung

Eingliederungshilfe/ Angebote für Menschen mit Behinde-
rungen und psychischen Erkrankungen

ja ja, Intensivschulung

Telefonseelsorge und Chatseelsorge ja ja, Basis- oder Intensivschulung

Andere Seelsorgebereiche ja ja, Basis- oder Intensivschulung

Migrations- und Flüchtlingsarbeit ja ja, Basisschulung

Ökumenische Krankenhaushilfe ja ja, Basisschulung
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TÄTIGKEIT FÜHRUNGSZEUGNIS SCHULUNG ERFORDERLICH

DIAKONISCH-SEELSORGLICHER BEREICH (FORTSETZUNG)

Hospizbewegung/Hospizdienste ja ja, Basisschulung

Straffälligenhilfe ja ja, Basisschulung

Wohnungslosenhilfe ja ja, Basisschulung

Büchereiarbeit Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Gesprächskreise ja ja, Basisschulung

Leitung von Selbsthilfegruppen ja ja, Basisschulung

FRAUENGRUPPEN UND MÄNNERGRUPPEN

Leitung biblischer & liturgischer Arbeitskreise ja ja, Basisschulung

Leitung Frauenhilfe ja ja, Basisschulung

Mitarbeitende in der Frauenhilfe nein ja, Basisschulung

Leitung Männerarbeit ja ja, Basisschulung

Mitarbeitende in der Männerarbeit nein ja, Basisschulung

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Redaktionsgruppe Gemeindebrief nein ja, Basisschulung

Gemeindebriefausträger*innen nein ja, Basisschulung

Beauftragte für Pressekontakte, Internet, Homepage, social 
Media

nein ja, Basisschulung

ALLGEMEINE GEMEINDEARBEIT

Leitung gemeindlicher Gruppen ja ja, Basis- oder Intensivschulung

Leitung Haus- und Bibelkreise ja ja, Basisschulung

Besuchsdienst ja ja, Basisschulung

Mitarbeitende bei Festen ohne oder mit indirektem Teilneh-
mendenkontakt

nein ja, Basisschulung

Mitarbeit bei handwerklichen Tätigkeiten ohne oder mit 
indirektem Teilnehmendenkontakt 

nein ja, Basisschulung

Leitung von Initiativen & Aktionsgruppen (Partnerschaften, 
gesellschaftspolitisches Engagement, konziliarer Prozess, 
Ökumene…)

ja ja, Basisschulung

Leitung von Partnerschaftsreisen ja ja, Intensivschulung

Mitarbeit in Gruppe Kirchenasyl ja ja, Basisschulung

Betreuung von Menschen im Kirchenasyl ja ja, Intensivschulung

Ehrenamtliche Mitarbeit in gemeinde- oder kirchenkreiseige-
nem Tagungs-, Übernachtungs- oder Bildungshaus

Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

Ehrenamtliche Synodalbeauftragte Prüfung erforderlich* ja, Basisschulung

* �Prüfung erforderlich bedeutet, dass im Einzelfall der Tätigkeit nach Art, Dauer und Intensität die Entscheidung zu treffen ist, ob die Einho-
lung eines Führungszeugnisses erforderlich ist, siehe § 5 Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche im 
Rheinland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt vom 11.12.2020.
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Orientierungshilfe gem. § 5 Durchführungsverordnung KGSsG

GEFÄHRDUNGSPOTENZIAL NACH ART, INTENSITÄT UND DAUER

niedrig hoch

Art

Es besteht kein besonderes Vertrauensverhältnis. Es besteht ein besonderes Vertrauensverhältnis.

Es besteht kein Hierarchie-/Machtverhältnis. Es besteht ein Hierarchie-/Machtverhältnis.

Merkmal der Schutzbefohlenen, zu denen Kontakt besteht:
keine Behinderung, kein besonderes Abhängigkeitsverhältnis

Merkmal der Schutzbefohlenen, zu denen Kontakt besteht:
Behinderung, besonderes Abhängigkeitsverhältnis

Merkmal bei Kindern und Jugendlichen, zu denen Kontakt 
besteht: höheres Alter; keine oder nur geringe Altersdifferenz

Merkmal bei Kindern und Jugendlichen, zu denen Kontakt be-
steht: junges Alter; signifikante Altersdifferenz

Intensität

Tätigkeit wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen. Tätigkeit wird allein wahrgenommen.

Sozial offener Kontext hinsichtlich
• Räumlichkeit oder
• struktureller Zusammensetzung oder
• Stabilität der Gruppe

Sozial geschlossener Kontext hinsichtlich
• Räumlichkeit oder
• struktureller Zusammensetzung oder
• Stabilität der Gruppe

Tätigkeit mit Gruppen Tätigkeit mit einzelnen Schutzbefohlenen

Geringer Grad an Intimität Hoher Grad an Intimität

Kein Wirken in Privatsphäre der Schutzbefohlenen
(z. B. Körperkontakt/Pflege)

Wirken in Privatsphäre der Schutzbefohlenen
(z. B. Körperkontakt/Pflege)

Dauer

Einmalig/punktuell/gelegentlich Von gewisser Dauer/Regelmäßigkeit/umfassende Zeitspanne

Regelmäßig wechselnde Schutzbefohlene Dieselben Schutzbefohlenen für eine gewisse Dauer
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Anlage 3: Selbstverpflichtungserklärung

gegenüber (Träger):  

Name:

Die Arbeit der Evangelischen Gemeinde/Einrichtung 

										                                des Kirchenkreises Jülich,
insbesondere die mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen, geschieht im Auftrag und Angesicht 
Gottes. Unsere Arbeit mit allen Menschen, insbesondere mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen ist 
getragen von Respekt, Wertschätzung und Vertrauen. Wir achten die Persönlichkeit und Würde aller Schutzbefohle-
nen, gehen verantwortlich mit ihnen um und respektieren individuelle Grenzen. 

Dies anerkennend wird die folgende Selbstverpflichtungserklärung abgegeben: 

1. � �Ich verpflichte mich dazu beizutragen, ein sicheres, förderliches und ermutigendes Umfeld für Kinder, Jugendliche 
und andere Schutzbefohlene zu erhalten und/oder zu schaffen.

2. � Ich verpflichte mich, alles zu tun, damit in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen 
sexualisierte Gewalt, Vernachlässigung und andere Formen der Gewalt verhindert werden.

3.  �Ich verpflichte mich, die individuellen Grenzen aller Menschen zu respektieren und die Intimsphäre sowie die 	
persönliche Schamgrenze zu achten. 

4.  �Ich bin mir meiner besonderen Verantwortung als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin bewusst und missbrauche meine 
Rolle im Umgang mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen nicht. Ich beachte das Abstands- und 
Abstinenzgebot.

5.  �Ich nehme alle Kinder, Jugendliche und andere Schutzbefohlenen bewusst wahr und achte dabei auch auf mög-
liche Anzeichen von Vernachlässigung und Gewalt. Ich achte auf Grenzüberschreitungen durch Mitarbeitende und 
Teilnehmende in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen. In Zweifelsfällen und bei 
Grenzüberschreitungen hole ich mir Hilfe bei der Vertrauensperson des Kirchenkreises. In diesen Fällen werde ich 
die Vertrauensperson informieren und kann mich bei Unsicherheiten hinsichtlich der Einschätzung von der landes-
kirchlichen Ansprechstelle beraten lassen. 

6.  �Bei jeder Vermutung werde ich entsprechend dem Interventionsplan des Schutzkonzeptes meines Trägers vorge-
hen. Jeden Fall mit begründetem Verdacht melde ich bei der landeskirchlichen Meldestelle. 

7.  �Ich verpflichte mich, bei einem Verdacht auf sexualisierte Gewalt gegenüber der Presse und in sozialen Netzwerken 
keine Informationen, Mutmaßungen und persönliche Einschätzungen weiterzugeben.

8.  �Ich versichere, dass kein strafrechtliches Ermittlungsverfahren oder gerichtliches Verfahren wegen einer in § 5 
Absatz 1 Nr. 1 KGSsG (Kirchengesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt der Evangelischen Kirche im Rheinland) 
genannten Straftat* gegen mich läuft oder ein entsprechendes Urteil gegen mich ergangen ist, das in dem von 
mir vorgelegten erweiterten Führungszeugnis noch nicht eingetragen ist. Ich verpflichte mich, die mir vorgesetzte 
Person zu informieren, falls ich im Laufe meiner Tätigkeit Kenntnis von solchen Ermittlungen erhalte.

Datum Unterschrift

* �das KGSsG verweist auf den jeweils geltenden Stand des SGB VIII. Dort sind aktuell die §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 
184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, 225, 232 bis 233a, 234, 235 und 236 Strafgesetzbuch genannt. Sollte die Aufzählung um Straftat-	
bestände erweitert werden, wären diese von der Selbstverpflichtungserklärung mit umfasst.
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Anlage 4: Beschwerdemanagement allgemein für den Kirchenkreis Jülich

Ablauf bei Beschwerden

Bei Einrichtungen, die mit vielen Menschen Kontakt haben und Leistungen für diese erbringen, kann es auch immer 
mal wieder vorkommen, dass Menschen unzufrieden mit einer Leistung sind, Erwartungen nicht erfüllt wurden oder 
Mitarbeitende nicht angemessen mit dem Anliegen umgegangen sind. Für diese Situationen empfiehlt sich ein ver-
bindlich geregelter Ablauf für Beschwerden, wohl wissend, dass auch evangelische Einrichtungen lernende Organisati-
onen sind und Beschwerden Chancen für Veränderungsprozesse zur Verbesserung der Qualität der Arbeit beinhalten.
Bei Beschwerden über sexualisierte Gewalt sind die Vertrauensperson des Kirchenkreises oder die landeskirchliche 
Ansprechstelle unmittelbar Ansprechpartner und das Vorgehen richtet sich nach dem Interventionsleitfaden des 
Kirchenkreises.

Allgemeine Beschwerden haben folgenden Ablauf: 

1. � �Die Leitung einer Einrichtung des Kirchenkreises oder deren Stellvertretung nehmen mögliche Beschwerden schrift-
lich, telefonisch oder in einem persönlichen Gespräch entgegen, ohne persönlich oder inhaltlich zum Vorwurf Stel-
lung zu nehmen und erläutert den Verfahrensweg. Mitarbeitende, gegenüber denen Beschwerden ausgesprochen 
werden, informieren hierüber unverzüglich die Leitung.

2. � �Bei telefonischer oder persönlicher Beschwerde bündelt die Leitung gegenüber dem Beschwerdeführer bzw. der 
Beschwerdeführerin den genauen Wortlaut der Beschwerde, um diese angemessen zu erfassen. Sie erklärt dem Be-
schwerdeführer oder der Beschwerdeführerin, dass sie mit der betreffenden Mitarbeiterin oder dem betreffenden 
Mitarbeiter darüber sprechen wird und bietet dem Beschwerdeführer bzw. der Beschwerdeführerin Rückmeldung 
darüber an.

3. � �Die Leitung informiert zeitnah die entsprechende Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter über die Beschwerde, hört 
sich deren bzw. dessen Sicht an und bespricht mit dem Mitarbeiter bzw. der Mitarbeiterin das weitere Vorgehen. 

4. � �Bei eventuellen dienstrechtlichen Konsequenzen, Beschwerden von besonderer Bedeutung und schriftlichen 
Dienstaufsichtsbeschwerden sind die MAV und der Trägervertreter zu informieren und ggf. im weiteren Verlauf zu 
beteiligen.

5. � �Die Leitung gibt bei entsprechendem Wunsch in einem angemessenen Zeitraum Rückmeldung an den Beschwerde-
führer bzw. die Beschwerdeführerin.

6. � �Die Leitung gibt eine abschließende Rückmeldung an den entsprechenden Mitarbeiter bzw. die entsprechende 
Mitarbeiterin.

7. � �Eine Überprüfung auf Veränderung erfolgt nach einem angemessenen Zeitraum. 
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Anlage 5: Beschwerdemanagement für Kinder und Jugendliche für die 
Evangelische Kirche im Rheinland

Das Beschwerdemanagement ist eine der tragenden Säulen für die Umsetzung der Rechte von Kindern und Jugend-
lichen. Dabei werden Beschwerden von Kindern und Jugendlichen als Impulse für die Weiterentwicklung der Arbeit 
betrachtet. Außerdem werden Kinder und Jugendliche dazu ermutigt, ihre Wahrnehmung der Situation zu schildern 
und sich zu äußern, wenn sie eine Grenzverletzung erleben.  

Ein Kind oder eine Jugendliche bzw. ein Jugendlicher werden wegen einer Beschwerde niemals benachteiligt, diffa-
miert oder in sonstiger Art und Weise unter Druck gesetzt. Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, Beschwerden von 
Kindern und Jugendlichen ernsthaft aufzunehmen, zu prüfen und sich auf entsprechende Änderungsmöglichkeiten 
einzulassen. 

Gute Erreichbarkeit, umfassende Information, Interesse, Aufmerksamkeit, Verständnis und eine alters- und entwick-
lungsangemessene Sprache sowie eine schnelle Reaktion sind wesentliche Aspekte des Beschwerdemanagements für 
Kinder und Jugendliche. Möglichkeiten zur Beschwerde sind das Gespräch zwischen dem Kind bzw. Jugendlichen und 
den betreffenden Mitarbeitenden, einem oder einer anderen Mitarbeitenden, einer von ihm selbst gewählten Vertrau-
ensperson oder einer benannten zuständigen Person sowie sonstige schriftliche Rückmeldungen in jeder Form. 

Beschwerden können persönlich, anonym oder als Gruppe vorgetragen werden. 

Beschwerde aufnehmen
•  �Die Aufnahme der Beschwerde erfolgt durch die Person, an die das Kind oder der bzw. die Jugendliche sich gewandt 

hat. Die Zuständigkeit für die jeweilige Beschwerdebearbeitung innerhalb der Einrichtung wird geklärt. 
•  �Für das Gespräch wird ein störungsfreier Raum gesucht und ausreichend Zeit eingeräumt. 
•  �Dabei wird durch aktives Zuhören und offenes Fragen die Beschwerde möglichst genau erfasst und ernst genom-

men. 
•  �Dem Kind oder dem bzw. der Jugendlichen wird für seine bzw. ihre Offenheit gedankt. 
•  �Gemeinsam mit dem Kind oder dem bzw. der Jugendlichen werden Lösungsmöglichkeiten, die es bzw. ihn oder sie 

entlasten können, überlegt und sofort oder in weiteren Gesprächen abgesprochen. 
•  �Bei Schritten, die das Kind oder der bzw. die Jugendliche selbst zur Lösung unternehmen kann, wird ihm bzw. ihr 

nach Wunsch und bei Bedarf Unterstützung gegeben. 
•  �Schritte, die im Verantwortungsbereich der Erwachsenen liegen, werden dem Kind oder dem bzw. der Jugendlichen 

gegenüber eindeutig so benannt. In solchen Fällen übernimmt die angesprochene Person das weitere Vorgehen, 
einschließlich der Weiterleitung der Beschwerde in Absprache und mit Information des Kindes oder des bzw. der 
Jugendlichen soweit möglich. 

•  �Bei Anzeichen sexualisierter Gewalt oder anderen Formen von Kindeswohlgefährdung muss sofort zum Wohl des 
Kindes oder der bzw. des Jugendlichen gemäß Interventionsleitfaden gehandelt werden. Die angesprochene Person 
ist zur Weiterleitung an die Vertrauensperson oder eine Person des Interventionsteams verpflichtet. Die Verantwor-
tung für das weitere Vorgehen liegt bei der fallführenden Fachkraft und deren Vorgesetzten bzw. Vorgesetzter. 

•  �In Absprache mit dem Kind oder der bzw. dem Jugendlichen und bei Fällen sexualisierter Gewalt nach Rücksprache 
mit dem Interventionsteam werden die Personensorgeberechtigten über die Beschwerde informiert und auch mit 
ihnen das weitere Vorgehen abgesprochen. 

•  �Möchte das Kind oder der bzw. die Jugendliche nicht mit der Person, die es zuerst aufgesucht hat, weiterhin spre-
chen, so wird mit ihm bzw. ihr nach einer Person gesucht, der es bzw. sie oder er vertrauen kann. 
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Beschwerden zu Interaktionen 
•  �Betrifft die Beschwerde eine Interaktion zwischen Mitarbeitenden und Kind bzw. Jugendlichem, ohne dass eine 

Kindeswohlgefährdung vorliegt, so ist gemeinsam mit dem Kind oder der bzw. dem Jugendlichen abzuwägen, ob er 
bzw. sie selbst, ggf. unter Hinzuziehung einer Vermittlungsperson, mit der betreffenden Person sprechen kann. 

•  �Ist dies nicht möglich, kann die Beschwerde aufnehmende Person mit der bzw. dem Betreffenden, eventuell auch 
unter Anonymisierung des Beschwerde führenden Kindes oder der bzw. des Jugendlichen, sprechen. 

Beschwerden zu Gestaltung und organisatorischen Abläufen 
•  �Beschwert sich ein Kind oder ein Jugendlicher bzw. eine Jugendliche über organisatorische Abläufe oder die Gestal-

tung des Angebots, so sind dessen bzw. deren Vorschläge aufzunehmen, an die bzw. den zuständigen Mitarbeiten-
den weiterzugeben und ggf. in Veränderung einfließen zu lassen. Nicht jede Beschwerde und jeder Veränderungs-
wunsch entspricht dem pädagogischen Konzept der Einrichtung. Dementsprechend kann nicht jeder Wunsch von 
Beschwerdeführenden aufgegriffen werden. Die Auseinandersetzung auf der pädagogischen Ebene ist notwendig 
und eine inhaltliche Begründung ist zu geben.

•  �Betreffen die angesprochenen Inhalte auch andere Kinder oder Jugendliche, so werden auch deren Beschwerden und 
Vorschläge erfasst und einbezogen. 

Das Vorgehen der Bearbeitung von Beschwerden ist zeitlich und inhaltlich stets transparent zu halten. Änderungen im 
Bearbeitungsablauf müssen den Betreffenden mitgeteilt werden. 
•  �Lösungen und Antworten werden den Beteiligten von der aufnehmenden Person oder gegebenenfalls von der 

Leitung mitgeteilt. Dabei müssen Entscheidungen und Vorgehensweisen nachvollziehbar erklärt werden. Sind die 
Beschwerdeführenden nicht einverstanden, werden weitere Lösungen gesucht. 

•  �Die Umsetzung der gefundenen Lösung und die Zufriedenheit des Kindes oder der bzw. des Jugendlichen und ggf. 
der Personensorgeberechtigten wird unmittelbar nach der Veränderung und zu einem weiteren, späteren Zeitpunkt 
erfragt, auch wenn die Beschwerde erledigt scheint. 

•  �Bezüglich schriftlich abgegebener Beschwerden ist entsprechend vorzugehen. Hat das Kind oder der bzw. die Ju-
gendliche seinen bzw. ihren Namen bekannt gegeben, so wird von der für die Beschwerde zuständigen Person ein 
Gespräch mit ihm bzw. ihr geführt, sofern er bzw. sie zustimmt.

•  �Eine Überprüfung auf Veränderung erfolgt nach einem angemessenen Zeitraum.
 
Anonymen Beschwerden wird ebenfalls nachgegangen. 

Mit freundlicher Zustimmung des Kirchenkreises Koblenz, Teile dieses Beschwerdemanagements für Kinder und Ju-
gendliche aus dessen Kinderschutzkonzept übernehmen zu dürfen.
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39[Schutzkonzepte praktisch]

Anlage 6: Fragebogen zur Potential- und Risikoanalyse

JA NEIN

Krabbelgruppen

Kinderkirche

Kinderbibelwoche

Kinder- / Jugendchor

Kinder- / Jugendorchester

Jugendkirche

Konfirmand*innengruppen

Hausaufgabenhilfe

Kinder- / Jugendpatenschaften

Kindergruppen

Jugendgruppen

Kinderfreizeiten

Gemeinde

a. Mit welchen uns anvertrauten Personen arbeiten wir? Welche Angebote gibt es in unserer Gemeinde?

JA NEIN

Kinder unter 3 Jahren

Kinder mit erhöhtem Pflegebedarf

Kinder / Jugendliche mit Behinde-
rungen

Erwachsene mit Behinderungen

Kinder und Jugendliche mit Flucht-
erfahrung

Seelsorge

Beratung

hilfebedürftige Menschen

b. Gibt es Zielgruppen und / oder Personen mit besonderem Schutzbedarf?

 Welche Risiken können daraus entstehen?

 Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:

JA NEIN

Jugendfreizeiten

Offene Arbeit

Projekte

Finden Übernachtungen statt?

Sind Wohn- oder Transportsituationen 
vorhanden?
Anvertraute Menschen in der 
Seelsorge / Beratung

Anvertraute Menschen in der Pflege

Anvertraute Menschen in Fahrdiensten

 Wer ist dafür verantwortlich?

 Bis wann muss das behoben sein?

 Zur Vorlage am:

39Konzept zum Schutz vor sexualisierter Gewalt im Kirchenkreis Jülich



Räumlichkeiten

Gemeindehaus

Jugendhaus

Kirche

Pfarrhaus

Alten- oder Pflegeheime, Krankenhäuser

a. Welche Räumlichkeiten nutzen wir / stehen uns zur Verfügung?

JA NEIN
Gibt es abgelegene, nicht einsehbare Bereiche (auch Keller und Dachböden)?

Gibt es Räumlichkeiten, in die sich die Nutzer*innen bewusst zurückziehen können?

Werden die oben genannten Räume zwischendurch „kontrolliert“?

Können alle Mitarbeitende alle Räume nutzen?

Gibt es Personen, die regelmäßig Zutritt in die Institution haben und sich dort unbeaufsichtigt aufhalten 
( z. B. Handwerker*innen, externe Hausmeister*innen, externe Reinigungskräfte, Nachbarn etc.)?

Werden Besucher*innen, die nicht bekannt sind, direkt angesprochen und z. B. nach dem Grund ihres 
Aufenthaltes gefragt?

Büro- oder Beratungsräume

b. Räumliche Gegebenheiten / Innenräume
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41[Schutzkonzepte praktisch]

JA NEIN

Gibt es abgelegene, nicht einsehbare Bereiche auf dem Grundstück?

Ist das Grundstück von außen einsehbar?

Ist das Grundstück unproblematisch betretbar?

Gibt es Personen, die regelmäßig Zutritt zum Grundstück haben und sich dort unbeaufsichtigt aufhal-
ten (z. B. Handwerker*innen, externe Hausmeister*innen, externe Reinigungskräfte, Nachbarn etc.)?

Werden Besucher*innen, die nicht bekannt sind, direkt angesprochen und z. B. nach dem Grund ihres 
Aufenthaltes gefragt?

  Welche Risiken können daraus entstehen?

  Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:

  Wer ist dafür verantwortlich?   Bis wann muss das behoben sein?

 Zur Vorlage am:

c. Außenbereich
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JA NEIN
Gibt es ein Leitbild zum Schutz vor sexualisierter Gewalt?

Haben wir ein Schutzkonzept?

Wird das Thema Prävention in Bewerbungsverfahren aufgegriffen?

Gibt es Erstgespräche mit interessierten potenziellen Ehrenamtlichen? Wird dabei das Thema „Schutz vor 
sexualisierter Gewalt“ aufgenommen?

Gibt es Selbstverpflichtungserklärungen für ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende?

Werden erweiterte Führungszeugnisse regelmäßig von ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitenden neu 
eingefordert?

Gibt es Fortbildungen für Leitungspersonen (Pfarrer*innen oder Mitarbeitende mit Personalverantwor-
tung (z. B. Presbyter*innen)) zum Thema „Schutz vor sexualisierter Gewalt“?

Gibt es Fortbildungen für beruflich Mitarbeitende zum Thema „Schutz vor sexualisierter Gewalt“?

Gibt es Fortbildungen für ehrenamtlich Mitarbeitende zum Thema „Schutz vor sexualisierter Gewalt“?

Steht in den Institutionen / in allen Bereichen entsprechendes Informationsmaterial und Fachliteratur 
zur Verfügung?

Sind Zuständigkeiten und informelle Strukturen verlässlich und klar geregelt?

Sind nicht-pädagogische Mitarbeitende oder Aushilfen über bestehende Regeln informiert?

Gibt es konkrete Vereinbarungen, was im pädagogischen und pastoralen Umgang erlaubt ist und was 
nicht (Umgang mit Nähe und Distanz)?

Übernimmt die Leitung ihre Verantwortung? Interveniert sie, wenn sie über Fehverhalten informiert 
wird?

Hat der Schutz von Kindern,  Jugendlichen und Schutzbefohlenen Priorität vor der Fürsorge gegenüber 
Mitarbeitenden?

Gibt es Regelungen zu Themen wie z. B. Privatkontakte, Geschenke u. ä.?

Gibt es ein verbindliches und verlässliches Beschwerdemanagement?

Gibt es Social-Media-Guidelines?

Gibt es eine offene Kommunikations- und Feedback-Kultur?

Werden neue Mitarbeitende bevorzugt aus den „eigenen Reihen“ eingestellt?

Gibt es eine Regelung zum Umgang mit Gerüchten?

Personalverantwortung / Strukturen
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1 � �Beispiel: Gibt es Fortbildungen für ehrenamtlich Mitarbeitende zum Thema „Schutz vor sexualisierter Gewalt“? Antwort: Nein a) Mitarbeitende 
sind nicht sensibilisiert für das Thema und erkennen Grenzüberschreitungen und / oder Übergriffe nicht. b) Mitarbeitende sind überfordert, wenn 
sie daraufhin angesprochen werden. c)  Mitarbeitende wissen z. B. nicht, an wen sie sich wenden können.

2  �Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung: Schulungsangebote organisieren.

3  Wer ist verantwortlich: Eine konkrete Person benennen.

4  Bis wann muss das behoben sein: Zeitraum festlegen.

5  Termin zur Vorlage: Konkreten Termin benennen.

  Welche Risiken können daraus entstehen? 1

  Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung: 2

  Wer ist dafür verantwortlich? 3   Bis wann muss das behoben sein? 4

  Zur Vorlage am: 5
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  Welche Risiken können daraus entstehen?

  Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:

JA NEIN

Hat die Einrichtung ein klares pädagogisches Konzept für die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und / oder 
Schutzbefohlenen?

Gibt es konkrete Handlungsanweisungen für Mitarbeitende, was im pädagogischen Umgang erlaubt ist 
und was nicht?

Dürfen Schutzbefohlene mit nach Hause genommen werden?

Gibt es Bevorzugungen oder Benachteiligungen von einzelnen Kindern, Jugendlichen oder 
Schutzbefohlenen durch Mitarbeitende?

Gibt es eine Regelung zum Umgang mit Geheimnissen?

Wird sexualisierte Sprache toleriert?

Wird jede Art von Kleidung bei den Mitarbeitenden toleriert?

Ist die Privatsphäre der Kinder, Jugendlichen und / oder Schutzbefohlenen sowie der Mitarbeitenden 
definiert?

Dürfen Räume abgeschlossen werden, wenn Personen sich darin befinden?

Gibt es ein sexualpädagogisches Konzept?

  Wer ist dafür verantwortlich?   Bis wann muss das behoben sein?

  Zur Vorlage am:

Konzept
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  Welche Risiken können daraus entstehen?

  Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:

JA NEIN

Kinder, Jugendliche und Sorgeberechtigte werden über Maßnahmen des Kindesschutzes informiert.

An der Erstellung und Weiterführung des Schutzkonzeptes sind oben genannte Gruppen beteiligt.

Eine Beschwerdemöglichkeit für alle relevanten Beteiligten ist vorhanden.

Haben alle beteiligten Personen (Mitarbeitende, Kinder, Jugendliche, Sorgeberechtigte, Schutzbefohlene) 
Zugang zu den nötigen Informationen (Regelwerk, Beschwerdemöglichkeiten etc.)?

Sind die Informationen für alle verständlich (Übersetzungen, leichte Sprache, geschlechtssensibel etc.)?

Gibt es einen Interventionsplan (Notfallplan, Handlungskette), in dem für einen Verdachtsfall die 
Aufgaben und das Handeln konkret geklärt sind?

Gibt es vertraute, unabhängige, interne bzw. externe Ansprechpersonen, die im altersgerechten Umgang 
geübt sind?

  Wer ist dafür verantwortlich?   Bis wann muss das behoben sein?

  Zur Vorlage am:

Zugänglichkeit der Informationen
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  In unserer Institution, von meinem Blickfeld aus, gibt es Risiken in weiteren Bereichen:

  Zukünftige Maßnahmen zur Abwendung:

  Wer ist dafür verantwortlich?   Bis wann muss das behoben sein?

  Zur Vorlage am:

Andere Risiken
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FESTSCHREIBUNG AB DER ERSTEN VERMUTUNG

Wer hat etwas beobachtet oder mitgeteilt bekommen? Name:

Kontaktdaten:

Einrichtung:

Wann wurde etwas beobachtet oder mitgeteilt?
Datum:                                  Uhrzeit:

Wo wurde etwas beobachtet oder mitgeteilt? Genauer Ort (Gemeinderäume / Garten / Turnhalle...)

Wer hat etwas mitgeteilt? Bei einer Mitteilung kann diese ja 
auch über eine dritte Person erfolgt sein. Dann bitte notieren:

Namen:

Kontaktdaten:

Betroffene Person Name:

Alter:

Tatverdächtige Person: Name:

Alter:

In welcher Beziehung stehen beide zueinander? (Erzieher*in; Verwandte; Vorgesetzte*r; Jugendleitung; Teilneh-
mende;..)

Was wurde beobachtet?
und / oder

Genaue, ausführliche Schilderung der Situation:
Bitte nutzen Sie dafür zusätzliche Seiten, die Sie an den 
Dokumentationsbogen anhängen.

Was wurde mitgeteilt?
(Eigene Gedanken/ Vermutungen / Erklärungen bitte extra 
im Reflexionsbogen notieren.)

Wenn ja, was:

Wurde Beweismaterial (Fotos, Briefe, digitale Nachrichten) 
von der betroffenen Person übergeben/gezeigt?

Namen:

Waren noch andere Personen anwesend? Namen:

Anlage 7: Dokumentationsbogen für Vermutungen und Mitteilungen

Bitte ab der ersten Vermutung / Beobachtung nutzen.
Bitte beachten: Bei einer Mitteilung über sexualisierte Gewalt muss die Vertrauensperson des Kirchen-
kreises informiert werden.
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FESTSCHREIBUNG AB DER ERSTEN VERMUTUNG

Wer wurde ggf. wann über die Vermutung/ Beobachtung 
informiert?

(z.B. Kollege/in des Vertrauens, Vorgesetze, Vertrauensperson...) 
Name:

Datum:

Wer wurde bei einer Mitteilung informiert?
Bitte Vertrauensperson des Kirchenkreises informieren!

Name:

Datum:

Welche weiteren Schritte wurden vereinbart?

REFLEXIONSBOGEN NACH EINER MITTEILUNG

Dieser Bogen dient dazu, das Erzählte in eine Gesamtsituation einzubinden. Möglicherweise haben Sie 
schon zuvor eine Veränderung an der betroffenen Person wahrgenommen (z.B. Kollege/in des Vertrauens, 
Vorgesetze, Vertrauensperson...) 

Persönliche Eindrücke während der Mitteilung Welchen Eindruck machte die mitteilende Person: (aufgeregt, 
gelassen, traurig, wütend...)

Aus welcher Situation kam es aus Ihrer Sicht zu dieser Mittei-
lung?

Wurde z.B. im Vorfeld über das Thema sexualisierte Gewalt 
gesprochen?

Ist Ihnen schon vorher etwas an der betroffenen Person 
aufgefallen?

Veränderung im Verhalten, Kleidung, Sprache, Umgang mit 
anderen?

Verhaltensauffälligkeiten im Vorfeld an der tatverdächtigten 
Person?

z.B.: Nähe-Distanz-Probleme; Tendenz zu grenzverletzendem 
Verhalten; sexualisierte Sprache...

Gibt es eigene Vermutungen und Hypothesen zur Aussage 
der betroffenen Person?

Einwilligung zur Meldung 
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Anlage 8: Erklärung zur Entbindung von der Schweigepflicht:

Briefkopf der Gemeinde / Einrichtung / Dienststelle

Betreffend:

(Name, Vorname Betroffene*r) 			   (geb. am)

Hiermit entbinde/n ich/wir

(Name, Vorname Betroffene*r)

(Ggf. Name, Vorname Inhaber*in der Personensorgeberechtigung) 1

(Ggf. Name, Vorname Betreuer*in) 2

Frau/Herrn

(Name, Vorname der/des Mitarbeitenden) von (Name der Einrichtung)

gegenüber der Meldestelle der

(Körperschaft als Trägerin der Meldestelle) 3

von der Schweigepflicht.

Diese Erklärung dient dem Zweck, dass das anvertraute oder bekannt gewordene Geheimnis an die Meldestelle offenbart 
werden kann und diese das Geheimnis an die Verantwortlichen für Maßnahmen zur Aufklärung eines Verdachts auf sexua-
lisierte Gewalt und zum Schutz vor sexualisierter Gewalt (Intervention) weiterleiten kann. Dies kann umfassen, dass mit der 
beschuldigten Person sowie Zeuginnen und Zeugen über das Geheimnis gesprochen und es für Interventionsmaßnahmen 
verwendet wird.4

Ich bin/wir sind damit einverstanden, dass die Meldestelle den Inhalt an die Verantwortlichen für die Aufklärung eines 
Verdachts auf Verstoß gegen das Abstinenzgebot oder auf sexualisierte Gewalt und Intervention offenbart, diese es für 
diese Aufgaben verwenden und sich auch untereinander austauschen. Die Personen sind ggf. keine Berufsgeheimnisträge-
rinnen- und -träger. Sie unterliegen aber der kirchlichen Verschwiegenheitspflicht und den gesetzlichen Bestimmungen zum 
Datenschutz.
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Die Verantwortlichen sind 5

Die Entbindung von der Schweigepflicht betrifft folgende Inhalte (anvertrautes Geheimnis) 6: 

Mir ist bekannt, dass ich diese Erklärung zur Entbindung von der Schweigepflicht jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen kann.

Ort, Datum 							       ggf. Unterschrift Betroffene*r

Ort, Datum 							       ggf. Unterschrift Sorgeberechtigte/r 1

Ort, Datum							       ggf. Unterschrift Sorgeberechtigte/r 2

Ort, Datum							       ggf. Unterschrift Betreuer*in

1 �Inhaber*in der Personensorgeberechtigung - Sofern die/der Minderjährige über die nötige Einsichtsfähigkeit verfügt, kann 
sie oder er die Erklärung allein unterschreiben. Eine feste Altersgrenze gibt es nicht, aber die/der Minderjährige sollte min-
destens 12 Jahre alt sein; mit dem Erreichen des 14. Lebensjahr wird häufig ausreichende Einsichtsfähigkeit verbunden sein. 
Die Einschätzung trifft die Person, die sich die Erklärung ausstellen lässt. Bei Zweifeln über die Einwilligungsfähigkeit ist 
auch die Zustimmung beider Personensorgeberechtigten einzuholen.						    
Leben die Eltern dauerhaft getrennt und steht ihnen die Personensorge gemeinsam zu, müssen beide unterschreiben, da 
davon auszugehen ist, dass es sich um eine Angelegenheit von erheblicher Bedeutung für das Kind im Sinne von § 1687 BGB 
handelt. 

2 �Betreuer*in - Die Bestellung einer*s rechtlichen Betreuers*in führt nach § 1823 BGB dazu, dass die/der Betreuer*in den 
Betreuten gerichtlich und außergerichtlich vertreten kann. Die Bestellung hat keine Auswirkungen auf die Geschäftsfä-
higkeit, daher ist immer zunächst die Unterschrift des Betreuten maßgeblich. Die/der Betreuer*in kann nur tätig werden, 
wenn der Betroffene entweder geschäftsunfähig ist, oder sein Wunsch zu einer erheblichen Gefährdung der Person oder 
des Vermögens führt (§ 1821 BGB Abs. 3 BGB). Daher ist die stellvertretende Erteilung einer Schweigepflichtsentbindung 
die Ausnahme. Sollte eine Erklärung stellvertretend abgegeben werden, ist keine zusätzliche Unterschrift notwendig, aber 
wünschenswert.

3 Körperschaft als Trägerin der Meldestelle - Z.B. Evangelische Kirche von Westfalen, Evangelische Kirche im Rheinland.

4 �Weitere Aufgaben der Meldestelle wie z.B. Prävention oder Aufarbeitung werden hier nicht aufgenommen. Dafür bedarf es 
einer gesonderten Erklärung.

, 

, 
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5 Verantwortliche für die Aufklärung und Intervention - Hier Auswahl passend zur konkreten Konstellation treffen, z.B.

•  ���das Leitungsorgan                                                                   (z.B. Presbyterium, Kreissynodalvorstand) der Kirchlichen Körperschaft 

•  ���das Leitungsorgan 			                  (z.B. Geschäftsführung, Vorstand) der Einrichtung 

•  ���das zuständige Aufsichtsorgan (z.B. Superintendent*in, die zuständigen Mitglieder der Kirchenleitung und das 	
Landeskirchenamt)

•  ���das nach dem jeweiligen Schutzkonzept zuständige Interventionsteam

•  ���ggf. Angabe von besonderen Absprachen

Eine Weitergabe an die Staatsanwaltschaft oder Polizei wird nicht aufgenommen. In der Regel braucht es dafür eine 	
gesonderte Erklärung.

6 �Anvertrautes Geheimnis - Beschreibung kurz, abstrakt (z.B. sexualisierte Gewalt, Verstoß gegen Abstinenzgebot), zeitlich 
eingegrenzt (in der Zeit von … bis …), beteiligte Personen.
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Anlage 9: Handlungsleitfaden 
Meldung durch eine Person, die § 203 StGB unterliegen könnte

Die Meldepflicht aus dem KGSsG gilt zunächst für alle ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitenden. Deshalb wird 
es beruflich Mitarbeitende geben, die sich bei der Meldestelle melden, die auch § 203 Strafgesetzbuch unterliegen. 
Sie können eine Meldung nur unter weiteren Voraussetzungen machen, um straffrei zu bleiben. Ohne eine dieser 
Voraussetzungen können Sie die Meldung nicht entgegennehmen. Damit Sie die Situation richtig einschätzen kön-
nen, stellen Sie sich und der meldenden Person folgende Fragen.

FRAGE
„Sie“ meint 

in dieser 
Spalte  die 
meldende 

Person.

ERLÄUTERUNG BEISPIEL

ERGEBNIS 
PRÜFUNG=

Voraussetzung liegt 
nicht vor: Sie können 

mit der Entgegennah-
me der Meldung wie 
gewohnt fortfahren.

ERGEBNIS 
PRÜFUNG=

Voraussetzung liegt 
vor: Prüfung 
fortsetzen.

1. Über welche 
Ausbildung/
en verfügen
Sie? 

Nur Mitglieder bestimmter Berufsgruppen un-
terliegen einer Verschwiegenheitspflicht, deren 
Bruch strafrechtlich geahndet wird

➜� �Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder 
Angehörigen eines anderen Heilberufs, der 
für die Berufsausübung oder die Führung 
der Berufsbezeichnung eine staatlich gere-
gelte Ausbildung erfordert (dabei handelt 
es sich um Ergotherapeuten, Logopäden, 
Hebammen, Pflegefachkraft z. B. in der 
Gesundheits-,   Kinderkranken- und Alten-
pflege, Notfallsanitäter, PTA, Diätassistenten, 
Orthopisten, Masseure, Physiotherapeuten, 
psychologische Psychotherapeuten, Kinder- 
und Jugendpsychotherapeuten). Nicht unter 
die Aufzählung fallen Heilpädagoginnen/ 
Heilpädagogen

➜ �Berufspsychologen mit staatlich anerkannter 
wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

➜ �Eheberater, Familienberater, Erziehungsbera-
ter, Jugendberater, Suchtberater und Tätigkeit 
in einer Beratungsstelle, die von einer Behör-
de oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts anerkannt ist (auch 
Kirche)

➜ �Mitglied oder Beauftragten einer anerkann-
ten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes

➜ �„staatlich anerkannter Sozialarbeiter“ oder 
„staatlich anerkannter Sozialpädagoge“

Nur solche, die berechtigt sind diese Berufsbe-
zeichnung zu führen.

Nicht unter die Aufzählung fallen staatlich aner-
kannte Erzieherinnen/ Erzieher, Kindergärtnerin-
nen / Kindergärtner, Erzeinungswissenschaftle-
rinnen/wissenschaflter, Diplom- Kindheits- und 
Rehabilitationspädagoginnen/pädagogen –
auch dann nicht, wenn sie auf einer Stelle Ein-
satz finden, die als klassische Einsatzstelle von 
Sozialarbeitern gilt

Keine der genannten 
Ausbildungen liegt vor 

Eine der genannten 
Ausbildungen liegt 
vor ➜
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2. Üben Sie 
den zuvor 
genannten 
Beruf aus? 

Bei dieser Frage geht es 
darum zu klären, ob die 
Person die zuvor genannte/n 
berufliche/n Tätigkeit/en 
auch wirklich ausübt.

Das ist nicht der Fall, wenn der 
Sozialarbeiter, keine Stelle bekom-
men hat und an der Kasse eines 
Supermarktes tätig ist.

Voraussetzungen 
liegen nicht vor

Voraussetzungen 
liegen vor ➜

3. Wie haben 
Sie von dem 
Sachverhalt 
Kenntnis 
erlangt?

Der Sachverhalt muss 
anvertraut worden sein oder 
in sonstiger Weise gekannt 
geworden sein. Das kann 
mündlich, schriftlich oder in 
sonstiger Weise, z.B. durch 
Vorzeigen eines Gegenstan-
des oder einer Verletzung 
erfolgen. Es kann auch eine 
eigene Beobachtung sein 
oder eine Mitteilung durch 
eine Person über das Verhal-
ten Dritter.

In der Regel ist davon auszuge-
hen, dass diese Voraussetzung 
vorliegt. Anderenfalls würde die 
Person keine Meldung abgeben 
wollen / können.

Voraussetzung 
liegen vor ➜

4. Wurde Ihnen 
der Sach-
verhalt in 
Zusammen-
hang mit 
ihrer zuvor 
genannten 
Berufs-
ausübung 
mitgeteilt 
oder sonst 
bekannt? 

Bei dieser Frage geht es 
darum, ob der Sachverhalt, 
der gemeldet werden soll 
im Zusammenhang mit der 
oben genannten Berufsaus-
übung wahrgenommen oder 
mitgeteilt wurde. Die Person 
muss in der Situation in ihrer 
beruflichen Funktion z.B. als 
Arzt tätig gewesen sein. D.h. 
sie muss die berufliche Tätig-
keit unter Inanspruchnahme 
der dazugehörigen Bezeich-
nung tatsächlich ausüben 
und als solche auftreten. 
Das muss nicht unbedingt 
während der Dienst- oder 
Arbeitszeit gewesen sein. 
Ein innerer Zusammenhang 
mit der Ausübung des Berufs 
ist auch nach Dienstschluss 
und bei gesellschaftlichen 
Anlässen möglich.

Ein funktionaler Zusammen-
hang setzt ein Vertrauens-
verhältnis voraus!

Zusammenhang ist nicht gege-
ben, wenn die Rechtsanwältin 
Mitglied im Presbyterium ist 
und als Presbyteriumsmitglied 
auftritt.

Zusammenhang ist nicht gege-
ben, wenn ein Rechtsanwalt bei 
der Ausübung von Tätigkeiten, 
die keine anwaltlichen T ätig-
keiten sind, z.B. Maklern, etwas 
erfährt.

Zusammenhang ist gegeben, 
wenn sich ein Jugendlicher der 
Jugendmitarbeiterin anvertraut, 
als er sie auf der Straße trifft, 
weil er sie als Jugendmitarbeite-
rin kennt.

Zusammenhang ist bei Sozial-
arbeitern, die in Beratung und 
Therapie tätig sind, gegeben, 
nicht aber bei verwaltenden 
Tätigkeiten, wie z.B. der Sachver-
haltsermittlung im Außendienst 
einer Behörde.

Zusammenhang ist gegeben, 
wenn ein Sozialarbeiter in der 
Kita beobachtet, wie eine Kolle-
gin ein Kind auf den Mund küsst. 
Das ist ein Fall, des Bekanntwer-
dens.

Kein Zusammen-
hang gegeben

Zusammenhang 
liegt vor ➜
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5. Bezieht sich 
der Sachverhalt 
auf eine andere 
Person als Sie 
selbst?

Ist der Sachver-
halt  von dem 
Sie berichten 
allgemein be-
kannt?

Will die betrof-
fene Person, 
dass von diesem 
Sachverhalt 
niemand 
anderer erfährt 
oder ist das 
anzunehmen?

Bei dem Sachverhalt muss es sich 
um ein fremdes Geheimnis handeln.
D.h. der Sachverhalt muss min-
destens auch eine andere als die 
meldende Person betreffen.

Der Begriff des „Geheimnisses“ setzt 
voraus, dass die Tatsache nur einer 
Person oder einem beschränkten 
bzw. kontrollierbaren Kreis von 
Personen bekannt oder zugäng-
lich ist. Daran fehlt es, wenn eine 
„ungewisse Vielzahl von Personen“ 
Kenntnis darüber hat. Zuweilen wird 
zur Differenzierung die Faustformel 
verwendet: „Wenn das Geheimnis so 
vielen anderen bekannt geworden 
ist, dass es nichts mehr verschlägt, 
wenn noch weitere davon erfahren“.. 
Dass (ggf. zahlreiche) Personen ohne 
Zustimmung des Betroffenen durch 
Indiskretion zu Wissensträgern 
geworden sind, ändert am Geheim-
nischarakter ebenfalls nichts

Die oder der Betroffene muss ein 
Interesse an der Geheimhaltung 
haben. Dabei ist von Fällen sexuali-
sierter Gewalt auszugehen, weil sie 
zum persönlichen Lebensbereich 
gehören.

Erfasst sind auch Drittgeheimnisse: 
das Geheimnis, das anvertraut wird, 
betrifft nicht die / den Anvertrauen-
den selbst sondern eine/n Dritte/n

Der Schutz geht über den Tod des 
Geschützten hinaus.

Das Geheimnis muss nicht wahr 
sein.

Bei Fällen sexuali-
sierter Gewalt ist 
in der Regel von 
einem Geheimnis 
auszugehen

Wenn die oder der 
Betroffene meldet, 
muss sie oder er keine 
SEE einholen. Nur wenn 
die Mitarbeitenden der 
Meldestelle selbst unter 
die Voraussetzungen 
des § 203 StGB fallen 
und ein Vertrauensver-
hältnis zu den Mitarbei-
tenden der Meldestelle 
besteht (vgl. Fragen Nr. 
1 bis 4), benötigen diese 
eine SEE.

Voraussetzungen 
liegen vor ➜

Wenn Sie anhand der Fragen zu dem Ergebnis kommen, dass die meldende Person schweigepflichtig ist, kann sie 
die Meldung nur abgeben, wenn sie das Muster der SEE ausfüllen lässt.

Handelt es sich um einen Fall, in dem einem Mitglied einer der zuvor genannten Berufsgruppen in Ausübung seiner 
beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugend-
lichen bekannt geworden sind, so sollten Sie sie oder ihn auf die Handlungsmöglichkeiten im Rahmen von § 4 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) hinweisen. 

Nur in Ausnahmefällen, z.B. bei Verdacht auf schwere Straftaten, könnte eine Mitteilung ausschließlich an die 
Strafverfolgungsbehörden ohne SEE im juristischen Sinne „gerechtfertigt“ sein. Eine Meldung gegenüber der Mel-
destelle ist trotzdem strafrechtlich verboten. Bevor Sie auf diese Möglichkeit hinweisen, beraten Sie sich dazu mit 
der zuständigen Juristin / dem zuständigen Juristen.
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